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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Frisöse von Frau Kohl anläßlich der Reisen des 
Bundeskanzlers 1984 nach Japan und China auf 
Kosten des Bundeshaushalts mitreiste, und kann 
sie darlegen, warum so verfahren wurde bzw. 
welche Gründe die Mitreise der Frisöse unum- 
gänglich machten? 


Antwort des Staatsministers Vogel 
vom 1. März 

Es trifft zu, daß die Ehefrau des Bundeskanzlers anläßlich der Reisen des 
Bundeskanzlers nach Japan und China 1984 von einer persönlichen 
Betreuerin begleitet wurde. Diese Betreuerin hatte die Aufgabe, das 
persönliche Gepäck zu beaufsichtigen, Koffer zu packen, Kleider aufzu- 
bügeln etc. Sie war auch als Frisöse tätig. Wie Ihnen bekannt sein dürfte, 
hat die Ehefrau des Bundeskanzlers neben der Teünahme an dem festge- 
legten offiziellen Programm des Bundeskanzlers jeweüs ein zusätzliches 
eigenes Damenprogramm im Ausland, in dessen Rahmen u. a. Schulen 
und soziale Einrichtungen besucht werden. 

Die äußerst knapp terminierten Zeitpläne machen eine persönliche 
Betreuung der Ehefrau des Bundeskanzlers notwendig, damit sie ihre 
Repräsentationsverpflichtungen und anderen Aufgaben zufriedenstel- 
lend wahrnehmen kann. 

Die Kosten für die Mitreise derjpersonlichen Begleitung wurden aus dem 
Bundeshaushalt bestritten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Ober- 
ste Gericht der litauischen Sowjetrepublik den 
katholischen Priester Jonas Matulionis in der 
letzten Januar- Woche wegen „antisowjetischer 
Agitation und Propaganda" zu drei Jahren Ge- 
fängnis verurteüt hat, und was gedenkt die Bun- 
desregierung in diesem Fall wie auch generell 
im Hinblick auf die menschenrechtliche Lage 
bekennender Katholiken in Litauen zu tun? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 15. März 

Der Bundesregierung ist der Haftfall des litauischen Priesters Jonas 
Matulionis und die menschenrechtliche Lage bekennender Katholiken in 
Litauen bekannt. Sie setzt sich nach Kräften dafür ein, daß* die Sowjet- 
union die international eingegangenen Verpflichtungen zur Wahrung der 
Menschenrechte einhält. 

Dieses Engagement der Bundesregierung güt auch insbesondere den aus 
religiösen und politischen Gründen Verfolgten in der UdSSR. Dabei 
nimmt die Bundesregierung in ihren Kontakten mit der sowjetischen 
Führung regelmäßig auch schwere Einzelfälle auf. 
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3. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Volks- 
republik Polen ab 1. April dieses Jahres den 
Zwangsumtausch pro Aufenthalts- und Einreise- 
tag von bislang 30 DM auf 36 DM erhöht, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diesen 
Schritt? 


4. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Steht für die Bundesregierung die beabsichtigte 
Erhöhung des Zwangsumtausches für Besucher- 
reisen in die Volksrepublik Polen von 30 DM auf 
36 DM pro Aufenthalts- und Einreisetag im Ein- 
klang mit der Verpflichtung des Warschauer 
Vertrages zur Normalisierung der Beziehungen 
beider Länder und zur Verständigung beider 
Völker? 


5. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung ähnlich wie im Zuge 
der Erhöhungen des Mindestumtauschsatzes bei 
Reisen in die DDR gegenüber der Volksrepublik 
Polen wegen der beabsichtigten Erhöhung des 
Zwangsumtauschsatzes von 30 DM auf 36 DM 
vorstellig werden, um eine Änderung dieses Be- 
schlusses zu erreichen? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 21. März 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Volksrepublik Polen beabsich- 
tigt, ab 1. April 1985 den Zwangsumtausch pro Aufenthalts- und Einreise- 
tag von 30 DM auf 36 DM zu erhöhen. Der Pflichtumtausch entfällt, wenn 
ein Hotelaufenthalt im voraus gebucht und bezahlt wurde. 

Die Erhöhung des Pflichtumtausches fällt in den innerstaatlichen Zustän- 
digkeitsbereich der polnischen Regierung. 

Die Bundesregierung ist darum bemüht, den Reiseverkehr aus der und 
in die Volksrepublik Polen soweit wie möglich zu erleichtern. Diesen 
Bemühungen ist die Erhöhung des Pflichtumtausches für Reisende in die 
Volksrepublik Polen sicherlich nicht dienlich. 

Die Bundesregierung prüft, wie sie dieses Thema in geeigneter Weise 
gegenüber der polnischen Seite aufgreifen kann. 


6. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Informationen bestä- 
tigen, daß in den letzten Monaten die Verfol- 
gung der Kurden in der Türkei durch die Militär- 
regierung verschärft worden ist und daß es in 
diesem Zusammenhang zu gehäuften Übergrif- 
fen des Militärs gegen die kurdische Bevölke- 
rung und zu 30 Todesurteilen gegen Angehörige 
kurdischer Oppositionsparteien gekommen ist? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 18. März 

Die Bundesregierung kann weder eine angebliche „Verschärfung der 
Verfolgung der Kurden" durch die türkische Regierung unter Minister- 
präsident Özal noch „gehäufte Übergriffe des Militärs gegen die kurdi- 
sche Bevölkerung" bestätigen. 
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In letzter Zeit ist lediglich bekanntgeworden, daß im März 1985 erneut 
Feuergefechte zwischen Gruppen bewaffneter kurdischer Separatisten 
und militärischer Einheiten in Südostanatolien stattgefunden haben, die 
auf beiden Seiten Todesopfer gefordert haben. Diese zahlenmäßig klei- 
nen Gruppen werden der marxistisch-leninistischen „Partei der Arbeiter 
Kurdistans" (PKK-APO) zugerechnet, die ihre politischen Ziele mit Waf- 
fengewalt von angrenzenden Ländern aus verfolgt. 

Gegen aktive Anhänger der PKK laufen seit 1981 zahlreiche Militärstraf- 
verfahren. Die Anklagen stützen sich auf den Vorwurf des Separatismus 
(Artikel 125 türkisches StGB), auf einen Versuch zur Errichtung eines 
kommunistischen Regimes (Artikel 141 türkisches StGB) sowie auf 
Gewalttaten wie Raub und Mord. Das letzte bekanntgewordene Urteil 
erging am 20. Februar 1985 gegen Angehörige der PKK-Organisation in 
Mardin. Es wurden 22 TodesurteÜe verhängt. 

7. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Catenhusen rung, den Bündnispartner Türkei zu einer Re- 

(SPD) spektierung der kulturellen Autonomie des kur- 

dischen Volkes zu drängen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 18. März 

Seit ihrer Gründung hat die türkische Republik, von den im Vertrag von 
Lausanne aus dem Jahr 1923 ausdrücklich erwähnten nicht-moslemi- 
schen Minderheiten abgesehen, keiner weiteren Bevölkerungsgruppe 
einen Minderheitsstatus zuerkannt. Alle türkischen Regierungen fürch- 
ten um die nationale Integrität der Türkei angesichts der Explosivität des 
kurdischen Nationalismus und Separatismus. Unter diesen Umständen 
sind die Möglichkeiten einer Einflußnahme von außen - auch von seiten 
eines verbündeten Staates - zugunsten einer Sonderstellung der kurdi- 
schen Türken denkbar ungünstig. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8- Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Blei- und Cadmiumgehalte 
im Boden des Nationalparks Berchtesgadener 
Land höhere Werte aufweisen, als nach den 
Grenzwerten der Klärschlammverordnung er- 
laubt wären? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 18. März 


Der Bundesregierung liegen keine Berichte über den in Frage stehenden 
Sachverhalt vor. Sie hält jedoch eine erhöhte Immissionsbelastung dieser 
Region mit Schwermetallen für unwahrscheinlich, da die vom Institut für 
ängewandte physikalische Chemie der Kernforschungsanlage Jülich 
durchgeführten Messungen der Konzentration von Blei und Cadmium im 
Regenwasser über das gesamte Jahr 1983 im Raum Berchtesgaden die 
niedrigsten Werte im gesamten Bundesgebiet ergaben und somit die 
bereits 1982 ermittelten sehr geringen Werte bestätigen. 


9. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung das im Berch- 
tesgadener Land angewandte Verfahren zur 
Feststellung der Schadstoffbelastung von Boden 
und Luft, bei dem mittels der Atomabsorption 
der Cadmium- und Bleigehalt in Mäuselebern 
gemessen wurde? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 18. März 

Die Messung des Cadmium- und Bleigehaltes mittels der Atomabsorption 
ist eine der etablierten Methoden. Zur Feststellung der Fehlerbandbrei- 
ten der verwendeten Analytik sind Ringversuche zu empfehlen. Eine 
Korrelation zwischen gemessenen Konzentrationen in Mäuselebern und 
der Schadstoffbelastung von Böden und Luft herzustellen, dürfte sehr 
aufwendig sein und umfangreiche längere Untersuchungen erfordern. 
Eine Bewertung der im Berchtesgadener Land angewandten Verfahren, 
welche der Bundesregierung nicht bekannt sind, sollte deshalb auf dem 
üblichen wissenschaftlichen Weg erfolgen. 


10. Abgeordneter 

Weinhofer 

(SPD) 


Welches ist der genaue Wortlaut der Erklärung, 
die Bundesminister Dr. Zimmermann laut Be- 
richt der „Welt am SONNTAG" vom 10. März 
1985 dieser Zeitung gegenüber abgegeben hat? 


11. Abgeordneter 

Weinhofer 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Chefredakteur dieser Zeitung entgegen 
der Erklärung des Sprechers des Bundesministe- 
riums des Innern darauf besteht, daß der Bericht 
„Zimmermann droht mit Tempo 100 auf Auto- 
bahnen" auf einer autorisierten Erklärung des 
Ministeriums beruhe? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 15. März 

Es gibt keine autorisierte Erklärung des Bundesministeriums des Innern 
zu Einführung von Tempo 100 auf Autobahnen. Eine entsprechende 
Behauptung des Chefredakteurs ist demnach unzutreffend. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


12. Abgeordneter 

Dr. Daniels 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Bundesministerium der Justiz 
Überlegungen zu einer Überarbeitung des Ju- 
stizkostenrechts angestellt werden, bei denen 
bisher der Höhe der Gebühren nach gleichbe- 
handelte gleichartige Tätigkeiten von Gerichten 
und freiberuflichen Notaren unterschiedlich be- 
wertet und nur die Gebühren für die Gerichtstä- 
tigkeit erhöht werden sollen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 15. März 

Im Bundesministerium der Justiz wird ein Entwurf über Änderungen im 
Bereich des Justizkostenrechts vorbereitet. Es wird nach dem letzten 
Stand der Überlegungen in erster Linie die dringend gebotene Anpas- 
sung der Entschädigungssätze für Sachverständige, ehrenamtliche Rich- 
ter und Zeugen sowie der Rechtsanwaltsgebühren vorgesehen. Zum 
finanziellen Ausgleich sollen die Gebühren des Gerichtskostengesetzes 
und der Kostenordnung angehoben werden. 
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In die Überlegungen einbezogen wird auch, einige die Notargebühren 
betreffende Vorschriften zu ändern, die seit längerem kritisiert werden. 
Diese Änderungen würden für einen Teil der Notargeschäfte zu geringe- 
ren Einnahmen führen, was aber nach den bisherigen Überlegungen und 
Erkenntnissen durch Anhebung der Gebühren für andere Geschäfte 
ausgeglichen würde. Der Gesetzentwurf wird nicht vorgeschlagen, eine 
gesonderte Gebührentabelle für Notare zu schaffen oder sonst für 
gleichartige Tätigkeiten von Gerichten und Notaren unterschiedliche Ge- 
bühren einzuführen. 

Das Grundkonzept der geplanten Änderungen ist mit den Ländern erör- 
tert worden. Das Vorhaben wird auch mit der Bundesnotarkammer be- 
sprochen werden. 

Welchen Handlungsbedarf zur Neuordnung der 
Pflegekindschaft auf dem Gebiet des Bürgerli- 
chen Rechts sieht die Bundesregierung nach der 
hierzu durchgeführten und im Sommer 1983 ab- 
geschlossenen Befragung von Jugendbehörden, 
Justiz, Fachverbänden und Wissenschaftlern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 22. März 

Die Auswertung der Stellungnahmen, die auf Grund der von Ihnen 
genannten Befragung eingegangen sind, ist noch nicht abgeschlossen. 
Eine Antwort auf die Frage, welcher Handlungsbedarf besteht, ist des- 
halb derzeit noch nicht möglich. 


13. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Buhdesministers der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Dr. Kreile 
(CDU/CSU) 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Leitlinien 
über die internationale Zusammenarbeit in Steu- 
ersachen der Expertengruppe bei den Vereinten 
Nationen? 

15. Abgeordneter 

Dr. Kreile 

(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung die Kritik bekannt, die 
die Internationale Handelskammer dazu geäu- 
ßert hat, und wie beurteilt sie diese Kritik? 

16. Abgeordneter 

Dr. Kreile 

(CDU/CSU) 

Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregie- 
rung für die internationale Zusammenarbeit in 
Steuersachen zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 16. März 

1. Die Expertengruppe wurde 1967 vom Wirtschafts- und Sozialrat der 
Vereinten Nationen (ECOSOC) eingesetzt mit dem Auftrag, die Aus- 
handlung von Steuerabkommen zwischen Industrie- und Entwick- 
lungsländern zu erleichtern und Vorschläge für die internationale 
Zusammenarbeit zur Bekämpfung von Steuerflucht und Steuerumge- 
hung zu erarbeiten. Seit Beginn der Arbeiten gehören der Gruppe 
deutsche Experten an. Die Gruppe hat unter anderem das UN-Muster- 
abkommen über Doppelbesteuerung und das Handbuch für die Aus- 
handlung von bilateralen Steuerabkommen ausgearbeitet. Eingebet- 
tet in das System der multilateralen Zusammenarbeit ist auch das von 
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Ihnen erwähnte Dokument „Leitlinien für internationale Zusammen- 
arbeit gegen Steuerverkürzung und -umgehung", das einen prak- 
tischen Beitrag zum Dialog zwischen Industrie- und Entwicklungs- 
ländern leisten will. 

Dieses Dokument ist ein Sachverständigengutachten zu der Frage, 
wie die Entwicklungsländer durch internationale Zusammenarbeit der 
Verkürzung oder Umgehung ihrer Steuern entgegentreten können. 
Diese Länder - die ihre Steuersysteme oft erst jetzt voll ausbauen - 
müssen mit Widerständen und Ausweichversuchen ihrer Steuerpflich- 
tigen rechnen. So ist zum Beispiel bekannt, daß Bürger mancher dieser 
Länder oft Steueroasen benutzen. Daß die Expertengruppe die Erfah- 
rungen der Industrieländer mit solchen Erscheinungen zusammenge- 
stellt hat, ist zu begrüßen. 

Gegen den Bericht bestehen allerdings wegen seiner Anlage, Gewich- 
tung und seiner Einzelheiten auch Vorbehalte. So erhalten die mit der 
normalen internationalen Wirtschaftstätigkeit zusammenhängenden 
Probleme manchmal ein Gewicht, das über ihre Bedeutung innerhalb 
des Gesamtproblems „internationale Steuerausweichung in Entwick- 
lungsländern" hinausgeht. Außerdem wäre ein uniformes internatio- 
nales System steuerlicher Zusammenarbeit schon wegen der außeror- 
dentlich unterschiedlichen Verhältnisse in den einzelnen Teüen der 
Welt meines Erachtens weder zweckmäßig noch wünschenswert. Die 
„Leitlinien", in denen die Experten der Vereinten Nationen ihre 
Erfahrungen zusammengefaßt haben, sollten sich nicht als Vorläufer 
für ein solches System verstehen. Zu bedauern ist ferner, daß der 
Bericht nicht auch auf Fragen des Schutzes der Steuerpflichtigen 
eingeht. 

2. Die Bundesregierung begrüßt, daß durch die Erklärung der internatio- 
nalen Handelskammer über diese und andere Gesichtspunkte des 
Dokuments die internationale Diskussion in Gang gekommen ist. Sie 
würde es begrüßen, wenn die UN-Experten-Gruppe sich damit aus- 
einandersetzen würde. Im übrigen setzt sich die Bundesregierung 
dafür ein, daß diese Gruppe sich auch sachverständig zu Fragen 
äußert, die mit dem Schutz der internationalen Wirtschaft von Doppel- 
besteuerungen, diskriminierenden Wirkungen und anderen Schwie- 
rigkeiten einer international unabgestimmten Besteuerung Zusam- 
menhängen. Diese Zusammenarbeit sollte den schutzwürdigen Wirt- 
schaftsinteressen sowohl der Industrie als auch den Entwicklungslän- 
dern dienen, also auf einen fairen Interessenausgleich ausgerichtet 
sein. Die bisherige Linie der deutschen Doppelbesteuerungsabkom- 
men war stets auf dieses Ziel ausgerichtet. 

3. Die Bundesregierung wird auf der Grundlage der bestehenden Ver- 
einbarungen sowie einseitiger Kooperationsmöglichkeiten mit den 
Entwicklungsländern bilateral Zusammenarbeiten. Die Grundsätze 
des UN-Berichts werden hierbei angemessen berücksichtigt. Bei der 
Zusammenarbeit wird sich die Bundesregierung unter anderem von 
folgendem leiten lassen: 

a) Nach deutscher Auffassung ist eine internationale Zusammenar- 
beit nur fruchtbar, wenn sie den angemessenen Schutz der interna- 
tional Tätigen und Fragen der internationalen Steuervermeidung 
und -umgehung gleichgewichtig behandelt. 

b) Internationale Zusammenarbeit ist nur zwischen Staaten möglich, 
die gleichartigen Ideen der Steuergerechtigkeit und des Rechts- 
schutzes folgen und einen gleichmäßigen Schutz für den Steuer- 
bürger gewährleisten. Die Grenzen, die sich hieraus ergeben, sind 
für die Bundesrepublik Deutschland verfassungsrechtlicher Natur. 

c) Internationale Zusammenarbeit muß an den richtigen Schwer- 
punkten ansetzen. Es ist ferner zu verhindern, daß die Steuerver- 
kürzung und -umgehung in Steueroasen ausweicht oder daß es 
durch ungleichmäßige Gewährung internationaler Amtshüfe zu 
Wettbewerbsverzerrungen kommt. 
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Nach Erfahrungen der Bundesregierung ist eine wechselseitige vor- 
teilhafte, von fairem Interessenausgleich getragene Zusammenarbeit 
schon auf Grund des heute bestehenden Rechts möglich, falls Ent- 
wicklungsländer dies wünschen. 

17. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung ihre Information 

Dr. Feldmann über die Benutzung der Europaspur zwischen 

(FDP) der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 

den Niederlanden und Österreich verbessern, 
um Staus, die durch die Benutzung der Spur 
durch Staatsangehörige der Länder, die in die 
Vereinbarungen nicht einbezogen sind, in der 
kommenden Reisesaison zu vermeiden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 15. März 

Europaspuren, die von Persönenkraftfahrzeugen benutzt werden dür- 
fen, in denen die grüne Scheibe angebracht ist, sind bisher nur an 
bestimmten Grenzübergängen zu Österreich eingerichtet worden. An der 
Grenze zu Frankreich und den Niederlanden bestehen solche Spuren 
nicht. Mit den Niederlanden ist auch noch keine Vereinbarung über die 
Verwendung der grünen Scheibe geschlossen worden. 

An der deutsch-französischen Grenze gibt es keine Schwierigkeiten im 
Zusammenhang mit der Verwendung der grünen Scheibe. An der 
deutsch- österreichischen Grenze beruhen sie u. a. auf fehlerhafter oder 
mißbräuchlicher Verwendung der grünen Scheibe. Im Gegensatz zur 
deutsch-französischen Grenze, wo sie von allen Angehörigen aus Mit- 
gliedstaaten der EG bei Einhaltung der Grenzübertrittsbestimmungen 
verwendet werden darf, ist ihre Anwendung an der deutsch-österreichi- 
schen Grenze auf deutsche und österreichische Staatsangehörige 
beschränkt. Darauf ist bereits in zahlreichen Veröffentlichungen, insbe- 
sondere im süddeutschen Raum, hingewiesen worden. Vor Beginn der 
Reisesaison beabsichtigt die Bundesregierung, erneut darauf aufmerk- 
sam zu machen. Sie ist sich jedoch klar darüber, daß damit nicht alle 
Reisenden erreicht werden können. Die örtlichen deutschen Stellen 
bemühen sich daher darum, durch eine flexible Handhabung der Kontrol- 
len Staus möglichst zu vermeiden. 


18. Abgeordneter Welche weiteren Staaten kommen nach Ansicht 

Dr.' Feldmann der Bundesregierung noch für bilaterale Ver- 

(FDP) einbarungen über einen beidseitigen erleichter- 

ten Grenzübergang in Frage, und welche dies- 
bezüglichen Bemühungen unternimmt die Bun- 
desregierung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 15. März 

Nach Ansicht der Bundesregierung kommen insbesondere die EG-Mit- 
gliedstaaten für den Abschluß von Vereinbarungen in Betracht, die dem 
deutsch- französischen Abkommen ähnlich sind. Mit den Benelux- Staaten 
sind bereits entsprechende Verhandlungen eingeleitet worden. Sie 
haben u. a. das Ziel, Erleichterungen schon für den kommenden Som- 
merreiseverkehr einzuführen. 


19. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Seit wann hat der Bundesminister der Finanzen 
den Stromerzeugern Rückstellungen für den Bau 
und den Betrieb der Wiederaufarbeitungsanlage 
gestattet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hälele 
vom 19. März 

Der Bundesminister der Finanzen hat weder eine allgemeine Verwal- 
tungsregelung erlassen, nach der Rückstellungen für den Bau und den 
Betrieb einer Wiederaufarbeitungsanlage steuerrechtlich anerkannt wer- 
den, noch eine dahin gehende Einzelanfrage erhalten oder beantwortet. 
Dem Bundesminister der Finanzen sind auch keine diesbezüglichen 
steuerrechtlichen Regelungen einzelner Landesfinanzbehörden bekannt. 

Allgemein gilt für die steuerrechtliche Anerkennung von Rückstellungen 
folgendes: 

Die Voraussetzungen, nach denen Rückstellungen gebildet werden dür- 
fen, sind in § 152 Abs. 7 des Aktiengesetzes geregelt. Diese Vorschrift ist 
Ausdruck der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzie- 
rung und güt wegen des sogenannten Maßgeblichkeitsgrundsatzes nach 
§ 5 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes auch für die steuerliche Ge- 
winnermittlung. Danach dürfen Rückstellungen gebildet werden für 

- ungewisse Verbindlichkeiten, 

- drohende Verluste aus schwebenden Geschäften, 

- im laufenden Jahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung 
oder Abraumbeseitigung, die innerhalb der Nachholfrist getätigt 
werden, 

- Gewährleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht 
werden. 


20. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


In welcher Höhe hat der Bundesminister der 
Finanzen den Stromerzeugern Rückstellungen 
für den Bau und den Betrieb der Wiederaufarbei- 
tungsanlage gestattet, und welche Steuerausfäl- 
le sind dadurch bisher entstanden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 19. März 


Hierzu können aus den Gründen der Beantwortung der ersten Frage 
keine Angaben gemacht werden. 


21. Abgeordneter 
Krizsan 
(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf den 
Formularen für die Steuererklärung nur die Un- 
terscheidung getroffen wird zwischen „Steuer- 
pflichtiger", „Ehemann" und „Ehefrau", und 
welche Gründe - außer männlicher Ignoranz - 
hält die Bundesregierung für die Nichtauffüh- 
rung von „Steuerpflichtige" für ursächlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 19. März 

Die Erklärungsvordrucke zur Einkommensbesteuerung werden vom 
Bundesminister der Finanzen im Einvernehmen mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder bestimmt. 

Bei der Gestaltung der Vordrucke und Anleitungen hierzu werden steu- 
errechtliche Begriffe (Gattungsbezeichnungen) wortgetreu aus den Steu- 
ergesetzen übernommen. Die Steuergesetze ihrerseits folgen den aner- 
kannten Regeln der deutschen Sprache. Danach ist für bestimmte Gat- 
tungsbezeichnungen das sogenannte grammatische und nicht das natür- 
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liehe Geschlecht maßgebend (z. B. das Kind, die Person, die Körper- 
schaft). Kommt es auf das natürliche Geschlecht nicht an oder umfaßt die 
Gattung männliche und weibliche Personen, so gilt die sächliche oder 
männliche Form (z. B. der Steuerschuldner, der Gläubiger, der Rechts- 
nachfolger, das Mitglied des Aufsichtsrats, der Steuerpflichtige, der Ehe- 
gatte, der Bauherr). 

Die für „Ehemann“ und „Ehefrau“ getrennte Abfrage von Besteuerungs- 
merkmalen hat ihren Grund darin, daß bestimmte Merkmale eindeutig 
dem einen oder anderen Ehegatten zugeordnet und zum Beispiel für 
etwaige spätere Änderungen gespeichert werden müssen. 


22. Abgeordneter 
Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine energie- 
äquivalente Besteuerung des Äthanols den ge- 
setzgebenden Körperschaften vorzuschlagen - 
gegebenenfalls zu welchem Termin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hälele 
vom 19. März 

Äthanol aus landwirtschaftlichen oder aus anderen Rohstoffen unterliegt 
nur als Bestandteil von steuerpflichtigen Mineralölen der Mineralöl- 
steuer. 

Es ist nicht beabsichtigt, Alkohole, die dem Benzin zugemischt werden, 
nach ihrem niedrigeren Heizwert zu besteuern, weil der Steuerausfall bei 
einem Zusatz von etwa 5 v. H. etwa 280 Millionen DM betragen würde. 

Eine Mineralölsteuerbegünstigung könnte zudem nicht auf im Inland 
hergestellte Alkohole beschränkt werden, müßte vielmehr nach Arti- 
kel 95 EWG-Vertrag auch für Alkohole und für Mineralöle mit Alko- 
holanteilen aus dem zollrechtlich freien Verkehr anderer EG-Mitglied- 
staaten gelten. 


23. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Personen, 
die den Offenbarungseid geleistet haben, vom 
Bankgewerbe verwehrt wird, ein Gehaltskonto 
einzurichten, und welche MÖgüchkeiten sieht 
die Bundesregierung, diesem diskriminierenden 
Sachverhalt abzuhelfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. März 

Es gibt nach Kenntnis der Bundesregierung keine Empfehlungen der 
Bankenverbände, nach denen allgemein bei Personen, die eine eides- 
stattliche Versicherung abgegeben haben, die Eröffnung eines Girkontos 
verwehrt werden soll. 

Allerdings nehmen die Kreditinstitute bei der Kontoeröffnung im allge- 
meinen eine Bonitätsprüfung vor. Hat ein Kreditinstitut Zweifel an der 
Bonität eines Kunden, steht es ihm frei, die Kontoeröffnung abzulehnen. 
Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn ein Kreditinstitut nicht 
über die organisatorischen Voraussetzungen verfügt, um die von ihm für 
notwendig gehaltene besondere Überwachung eines Kontos durchzu- 
führen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, durch Kontrahierungszwang die 
Banken zur Kontenführung zu verpflichten. Mit wem eine Bank in 
Geschäftsbeziehungen eintritt, soll sie weiterhin selbst entscheiden 
können. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

24. Abgeordneter Mit wieviel Finanzmitteln pro Kopf der Bevölke- 

Hinsken rung wurden im Jahr 1983 welche altin dustriali- 

(CDU/CSU) sierten Regionen über sektorale Hilfen geför- 

dert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. März 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Große Anfrage zur 
wirtschaftlichen Bedeutung und Entwicklung strukturschwacher Regio- 
nen (Drucksache 10/2629 vom 13. Dezember 1984, Frage 12, Ziffer 4, 
S. 13 f.) die schwierigen datentechnischen und methodischen Probleme 
dargelegt, die sich bei dem Versuch ergeben, die regionale Verteilung 
von Finanzhilfen zu ermitteln. Sie hat dabei ihre Auffassung unterstri- 
chen, daß der Aussagewert von Einzelfalldarstellungen oder zusammen- 
fassender Übersichten zur regionalen Verteilung öffentlicher Ausgaben 
oder von Steuervergünstigungen begrenzt ist. Sie hat ferner darauf hin- 
gewiesen, daß bislang weder die technischen noch die methodischen 
Grundlagen ausreichen, um eine so aussagekräftige regionale Zahlungs- 
verteilung festzustellen, daß daraus zuverlässig auf eine Bevorzugung 
bzw. Benachteiligung einzelner Regionen geschlossen werden könnte. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus in ihrer Antwort auf die er- 
wähnte Große Anfrage (Frage 4, S. 7f.) verdeutlicht, daß es sich bisher 
als schwierig erwiesen hat, die sogenannten altindustriealisierten Regio- 
nen eindeutig von den übrigen Industrieregionen abzugrenzen. Eine 
Beantwortung Ihrer Frage ist mir daher auch wegen der räumlichen 
Abgrenzungsproblematik nicht möglich und wäre auch anderenfalls auf 
Grund der genannten methodischen und datentechnischen Unschärfen 
nicht aussagekräftig. 

Es liegt jedoch auf der Hand, daß bei der regionalen Verteilung von 
sektoralen Bundeshilfen ein Zusammenhang mit der jeweüigen regiona- 
len Branchenstruktur besteht. 

Insoweit ist davon auszugehen, daß Industrieregionen mit einem hohen 
Anteil von z. B. Kohle, Stahl, Luft- und Raumfahrtindustrie und/oder 
Schiffbau von Hilfen des Bundes für diese Sektoren in besonderem Maße 
begünstigt werden, während andererseits in ländlichen Gebieten die 
Hilfen für die Landwirtschaft naturgemäß eine erhebliche Bedeutung 
haben. Eine umfassende Information über die regionale Verteüung sekto- 
raler Hilfen müßte daher alle Teilregionen einbeziehen. Einer derartigen 
Bestandsaufnahme stehen aber die genannten Erfassungs- und Interpre- 
tationsprobleme entgegen. 

25. Abgeordneter War der Bundesregierung in den vergangenen 

Stiegler Jahren bei dem Genehmigungsverfahren für die 

(SPD) Stromtarife der Energieversorgungsunterneh- 

men bekannt, daß 1,5 Pfennig pro Küowattstun- 
de für den Bau und den Betrieb der Wiederaufar- 
beitungsanlage einkalkuliert waren, und auf 
welcher Rechtsgrundlage konnte ein solcher Ta- 
rif mit der Einkalkulierung dieses Betrages ge- 
nehmigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. März 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen bei den Anträgen auf Anhebung der Stromtarife auch Kosten für 
die künftige Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen einkalkulieren. 
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Diese Kosten werden von den Preisbehörden der Länder im Genehmi- 
gungsverfahren für die Stromtarife anerkannt. Detaillierte Zahlen hier- 
über liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Die Berücksichtigung der Kosten für die künftige Wiederaufarbeitung ist 
nach § 12 a der Bundestarifordnung Elektrizität zulässig. Voraussetzung 
für die Genehmigung einer Stromtariferhöhung ist danach, daß die damit 
verbundene Erlösverbesserung in Anbetracht der gesamten Kosten- und 
Erlöslage bei elektrizitätswirtschaftlich rationeller Betriebsführung erfor- 
derlich ist. Die beantragte Tariferhöhung muß darüber hinaus dem Ziel 
einer möglichst sicheren und kostengünstigen Elektrizitätsversorgung 
Rechnung tragen. Die „Arbeitsanleitung zur Darstellung der Kosten- und 
Erlösentwicklung in der Stromversorgung", die die Preisaufsichtsbehör- 
den der Länder in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft zur Erleichterung der Anwendung von § 12 a erarbeitet haben, 
sieht die Berücksichtigung von Entsorgungskosten ausdrücklich vor. 


26. Abgeordneter 

Schwenninger 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch waren die Werte der Genehmigungen 
für die Ausfuhr von Kriegswaffen gemäß Kriegs- 
waffenliste und sonstigen Rüstungsgütern (Teil I 
Abschnitt A der AL) im Jahr 1984, und wie hoch 
war jeweils der Anteil des NATO-Bereichs? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. März 

Die statistische Auswertung über die im Jahr 1984 erteilten Genehmigun- 
gen für die Ausfuhr von Rüstungsgütern ist noch nicht abgeschlossen; 
zusammengefaßte Genehmigüngswerte für Kriegswaffen und sonstige 
Rüstungsgüter sowie über den Anteil der Exporte in den NATO-Bereich 
werden erst in Kürze vorliegen. 


27. Abgeordneter 

Dr. Struck 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bei ihren wirtschaftspo- 
litischen Zielprojektionen (z. B. Jahreswirt- 
schaftsbericht 1985) von einem Anhalten des jet- 
zigen US-Dollarkursniveaus ausgegangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. März 

Die Bundesregierung weist im Jahreswirtschaftsbericht 1985 darauf hin, 
daß wegen der Vielzahl von Einflußfaktoren eine einigermaßen zutref- 
fende Wechselkursprognose, zumal bei flexiblen Kursen, kaum möglich 
ist. Dennoch kommt keine Vorausschätzung ohne eine solche Hypothese 
aus. In der Jahresprojektion 1985 wurde angenommen, daß in erster Linie 
die neu entstehenden Preis- und Kostendisparitäten die weitere Wechsel- 
kursentwicklung bestimmen. Dies würde kaum Verschiebungen in den 
Wechselkursrelationen zwischen DM und US-Dollar bedeuten. Auch 
andere Prognosen arbeiten mit ähnlichen Annahmen. So geht z. B. das 
OECD-Sekretariat bei seinen Vorausschätzungen regelmäßig von unver- 
änderten Wechselkursen in der Prognoseperiode gegenüber den Verhält- 
nissen zum Zeitpunkt der Prognoseerstellung aus. 


28. Abgeordneter 

Dr. Struck 

(SPD) 


Wieviel haben das nominelle Bruttosozialpro- 
dukt und der Export im Jahr 1984 in absoluten 
Beträgen zugenommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. März 

Nach den vorläufigen Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes für die 
Volkswirtschaf tüche Gesamtrechnung nahm 1984 das nominale Bruttoso- 
zialprodukt um rund 76 Milliarden DM und die Ausfuhr von Waren und 
Dienstleistungen um knapp 60 Milliarden DM zu. Gleichzeitig ist die 
Einfuhr um knapp 50 Milüarden DM gestiegen, so daß der für die 
Zunahme des Bruttosozialprodukts entscheidende Saldo des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs mit der übrigen Welt, der sogenannte Außenbei- 
trag, um rund 10 Müliarden DM höher als 1983 ausfiel. 

29. Abgeordneter Geht die Bundesregierung davon aus, daß das 

Dr. Struck wirtschaftliche Wachstum weiterhin in diesem 

(SPD) Ausmaß von der Exportentwicklung getragen 

wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. März 

In ihrer Jahresprojektion geht die Bundesregierung davon aus, daß sich 
die deutliche Ausfuhrexpansion des Jahres 1984 in diesem Jahr abge- 
schwächt fortsetzt und von anderen Nachfragebereichen, nämlich den 
Investitionen der Unternehmen und vom privaten Verbrauch, stärkere 
Wachstumsimpulse als im Vorjahr ausgehen. Nach einem realen 
Zuwachs der Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen um 7,9 v. H. im 
Vorjahr rechnet die Bundesregierung in der Jahresprojektion für 1985 mit 
einem Anstieg um rund 6 v. H. 

30. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung für Wirt- 

Dr. Struck Schaftswachstum und Beschäftigung zu tun, 

(SPD) wenn sich die Entwicklung des US-Dollarkurses 

tendentiell nicht me^ir weiter fortsetzt, sondern 

umkehrt und sich wieder einem Wert von bei- 
spielsweise 2,30 DM pro US-Dollar nähern 

würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 19. März 

Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, wirtschaftspolitische 
Entscheidungen im Hinblick auf hypothetische künftige Wechselkursre- 
lationen zu formulieren. Sie wird ihre Entscheidungen von der jeweüs 
gegebenen Gesamtsituation abhängig machen. Grundsätzlich sieht die 
Bundesregierung gerade bei größeren außenwirtschaftlichen Risiken die 
Notwendigkeit, ihre Politik zur längerfristigen Verbesserung der Rah- 
menbedingungen für mehr Wachstum, mehr Investitionen und mehr 
Beschäftigung bei Stabüität konsequent fortzusetzen. Daß eine solche 
Politik bei starken Wechselkursschwankungen in beide Richtungen kurz- 
fristig durch die damit verbundenen Friktionsverluste erschwert werden 
kann, ist nicht von der Hand zu weisen. Ob und wie beim Eintreten eines 
solchen extremen Eventualfalles in der Zukunft situationsgerecht reagiert 
werden müßte, läßt sich nicht im Vorhinein festlegen. 

Im übrigen teüt die Bundesregierung keinesfalls die in der Frage zum 
Ausdruck kommende Vorstellung, daß durch Abwertung einer Währung 
insgesamt Vorteile für eine Volkswirtschaft entstehen und folglich bei 
sinkendem Dollarkurs Wirtschaftswachstum und Beschäftigung gefähr- 
det seien. Zweifellos stimuliert die derzeitige Wechselkursrelation zwi- 
schen DM und US-Dollar den Export. Dem stehen jedoch aus den glei- 
chen Gründen erhebliche die interne Kaufkraft tendenziell mindernde 
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Importpreissteigerungen und ein - gemessen an den binnenwirtschaftli- 
chen Erfordernissen - eher zu hohes Zinsniveau gegenüber. Ein höherer 
DM-Kurs im Vergleich zum Dollar als derzeit würde niedrigere Zinsen 
ermöglichen und terms-of-trade-bedingte Kaufkraftgewinne bedeuten, 
die den dann weniger günstigen Exportperspektiven gegenüberzustellen 
wären. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung gegen die im Zusammenhang mit der Bin- 
dung von Milchkontingenten an Pachtgrund teil- 
weise extremen Preissteigerungen für Pachtland, 
das gleichsam als Ersatz für mangelnde Milch - 
kontingente gehandelt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 12. März 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß sich die Pachtpreise durch 
die Regelung des Referenzmengenübergangs bei der Garantiemengen- 
regelung Milch flächendeckend extrem gesteigert haben. Sie hat mit der 
Ausgestaltung in der nationalen Milch-Garantiemengen-Verordnung 
ihre rechtlichen Möglichkeiten voll ausgeschöpft, um einer spekulativen 
Preissteigerung wirksam entgegenzutreten. Dies ist geschehen durch die 
Begrenzung des Übergangs auf 5 000 Kilogramm/Hektar und die 20pro- 
zentige Abzugsregelung sowie bei sogenannten Altpachtverträgen durch 
die Einführung eines „5 -Hektar- Sockels“, bei dessen Überschreiten nur 
ab dem 6. Hektar Referenzmengen übergehen können. 


32. Abgeordneter 

Dr. Hüsch 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die techni- 
schen Möglichkeiten und die Aussichten für den 
Einsatz des umweltfreundlichen Kraftstoffes 
Äthanol, insbesondere welche technischen Hin- 
dernisse bestehen? 


33. Abgeordneter Welche wirtschaftlichen Interessen werden der 

Dr. Hüsch Einführung entgegengesetzt? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 19. März 

Äthanol ist für eine Verwendung als Kraftstoffkomponente grundsätzlich 
geeignet. Unter der Voraussetzung, daß die Qualitätsanforderungen der 
DIN-Normen eingehalten werden, ist die Beimischung von 5 v. H. Ätha- 
nol zum Ottokraftstoff technisch unbedenklich. Diese Aussage findet 
auch ihre Bestätigung in dem EG-Richtlinienentwurf des Rates zur Ein- 
sparung von Rohöl durch die Verwendung von Ersatz-Kraftstoffkompo- 
nenten im Benzin, der unmittelbar vor der Verabschiedung steht. 

Hinsichtlich umweltverbessernder Eigenschaften des Äthanols als Kraft- 
stoffkomponente ist folgendes zu sagen: 

1. Es steht zu erwarten, daß Äthanol auf Grund der in ihm enthaltenen 
Sauerstoffkomponente eine Abmagerung des Kraftstoffgemisches und 
damit eine vollständigere Verbrennung bewirkt. Dies hat zur Folge, 
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daß Kohlenmonoxide und unverbrannte Kohlenwasserstoffe in den 
Abgasen in begrenztem Umfang reduziert werden. Zur Zeit im Auf- 
trag des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten durchgeführte Kraftstoffuntersuchungen werden zeigen, in wel- 
chem Ausmaß dies der Fall ist. Der überwiegend umweltfreundlichen 
Wirkung einer Äthanolbeimischung würde allerdings nach allgemei- 
ner Einführung des Abgaskatalysators zunehmend weniger Bedeu- 
tung zukommen, da die schädlichen Autoabgase auf diesem Weg 
generell beseitigt werden sollen. 

2. Die oktanzahlsteigernden Bleiverbindungen im Kraftstoff können 
durch Äthanol nicht uneingeschränkt ersetzt werden. Äthanol vermag 
bei hohen Motordrehzahlen und hohen Motorverdichtungsverhältnis- 
sen, wie sie in europäischen Ottomotoren üblich sind, nicht genügend 
die Straßenoktanzahl nach oben zu stabilisieren. 

Derzeit ist Äthanol selbst unter Verwendung modernster Techniken unter 
Ausnutzung der Kapitalkostendegression gegenüber dem Ottokraftstoff 
noch nicht wettbewerbsfähig. Da die zu erwartenden Preis- und Markt- 
entwicklungen im Energiesektor einerseits und bei den Agrarrohstoffen 
andererseits künftig diese Wettbewerbsfähigkeit erwarten lassen, hat das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Wege 
einer Vorsorgestrategie Forschungsarbeiten sowie Pilot- und Demonstra- 
tionsprojekte realisiert, die dazu beitragen sollen, Herstellung und Ver- 
wendung von Äthanol technisch und ökonomisch zu optimieren und die 
Wettbewerbsfähigkeit möglichst frühzeitig zu erreichen. 


34. Abgeordneter In welcher Art und Weise unterstützt die Bun- 

Würtz desregierung die Forschungsförderung der Ener- 

(SPD) giegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 19. März 

Die Bundesregierung unterstützt Forschung und Entwicklung zur Ener- 
giegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen im Rahmen des For- 
schungsprogramms, nachwachsende Rohstoffe und von Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben für den Umweltschutz im Agrarbereich aus dem 
Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML). Die Vorhaben werden sowohl von Bundesforschungsan- 
stalten aus dem Geschäftsbereich des BML als auch von externen For- 
schungseinrichtungen bearbeitet. 

Die Arbeiten beziehen sich auf die Komplexe Bereitstellung geeigneter 
Rohstoffe, ihre Konversion und die ökonomische Bewertung der Energie- 
gewinnung aus biogenen Rohstoffen. 

Im Bereich der Bereitstellung stehen 1985 für fünf Vorhaben rund 
650 000 DM zur Verfügung. Die Projekte haben die Auswahl und züchte- 
rische Bearbeitung geeigneter Pflanzenarten sowie die Optimierung von 
Anbauverfahren und Erntetechniken zum Ziel. 

Im Bereich der Umwandlung werden Projekte gefördert, die der Optimie- 
rung möglichst kostengünstiger Konversion sverf ähren mit hohen Aus- 
beuten und geringer Umweltbelastung dienen. Für die derzeit laufenden 
sechs Vorhaben werden in diesem Jahr rund 600 000 DM bereitgestellt. 
Hinzu kommen 3,7 Millionen DM für die Bioäthanol-Pilotanlage in 
Ahausen-Eversen. 

Von der ökonomischen Bewertung werden Aussagen zur Konkurrenzfä- 
higkeit und zu den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Energieer- 
zeugung aus nachwachsenden Rohstoffen erwartet. Auf diesem Gebiet 
laufen derzeit fünf Vorhaben mit einem Fördervolumen von rund 
600 000 DM in 1985. 
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Daneben unterstützt die Bundesregierung Forschungsarbeiten zur Ener- 
giegewinnung aus nachwachsenden Rohstoffen aus etatisierten Mitteln 
der Bundesforschungsanstalten im Geschäftsbereich des BML. Eine Spe- 
zifizierung von Haushaltsmitteln ist nicht möglich, weil diese nicht pro- 
jektgebunden zugewiesen werden. Überschlägig beläuft sich der Ansatz 
auf rund 8 Millionen DM in 1985. 

Aus dem Haushalt des Bundesministeriums für Forschung und Technolo- 
gie (BMFT) stehen für die Förderung von Projekten zur Gewinnung von 
Energie aus Biomasse und Abfällen in diesem Jahr rund 2,5 Millionen 
DM zur Verfügung. 


35. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
wieviel Gerste und Weizen im letzten Jahr aus 
Dänemark zur Einmischung in Futtermittel ge- 
kauft worden sind und wie hoch in den letzten 
Jahren die Preise für dänischen Weizen und Ger- 
ste frei Grenze für die deutschen Getreidehänd- 
ler waren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 20. März 


Es liegen keine Erkenntnisse darüber vor, welche Mengen zur Einmi- 
schung aus Dänemark gekauft worden sind bzw. wie hoch dieser Anteil 
ist. In die Bundesrepublik Deutschland wurden 1984 aus Dänemark 
eingeführt: 

Gerste (ausgenommen Saat- und Braugerste): 80 695,7 Tonnen 

Weizen (ausgenommen Hart- und Saatweizen) : 1 15 545,5 Tonnen 

Es ist nicht bekannt, welche Mengen hiervon zur Einmischung in Futter- 
mittel gelangten. 


Die Preise für dänischen Weizen und Gerste frei Grenze beziffern sich in 
den letzten Jahren im Durchschnitt wie folgt (DM/Tonnen): 



1982 

1983 

1984 

Weizen 

483,73 

488,30 

463,94 

Gerste 

455,16 

467,06 

441,41 


36. Abgeordneter 

Menzel 


(SPD) 


Sind Meldungen zutreffend, daß ca. 10 v. H. des 
Milchpulverbestandes der EG für ca. 4 DM/Kilo- 
gramm aufgekauft und für 0,57 DM/Kilogramm 
zur Verfütterung an Schweine abgegeben wer- 
den, und wenn ja, hat die Bundesregierung die- 
ser Maßnahme der Verfütterung von hochwerti- 
gen Nahrungsmitteln zugestimmt? 


37. Abgeordneter 

Menzel 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung gegebenenfalls 
unternommen, um die Maßnahme zu verhin- 
dern, und wie hoch sind die Subventionen, die 
von Steuerzahlern für diese Aktion aufgewendet 
wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 20. März 


In der Landwirtschaft ist die Verfütterung von Magermilch bei der 
Schweinemast üblich. Früher wurde alle Magermilch, die nicht zu Markt- 
preisen in Form vom Milcherzeugnissen oder anderen Lebensmitteln 
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abgesetzt werden konnte, an die Landwirtschaft für Futterzwecke 
zurückgegeben. Mit zunehmender Spezialisierung in der tierischen Ver- 
edelungswirtschaft ist die allgemeine Rückgabe von Magermilch zu Fut- 
terzwecken an die Milcherzeuger auf Schwierigkeiten gestoßen. Denn 
heute sind in der überwiegenden Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
Mücherzeuger und Mäster nicht mehr identisch. Dieses hat die saisona- 
len und strukturellen Überschüsse an Magermüch in die Trocknung 
gedrängt. Das produzierte Magermüchpulver, das nicht am Markt abzu- 
setzen war, muß im Rahmen der Bestimmungen der Milchmarktordnung 
zum jeweüigen Interventionspreis in die öffentliche Lagerhaltung über- 
nommen werden. Im Jahr 1984 wurden rund 390000 Tonnen Mager- 
milchpulver zu einem durchschnittlichen Preis von 413,80 DM je 
100 Kilogramm durch die Interventionsstellen der Gemeinschaft aufge- 
kauft. Darüber hinaus wurden 122 000 Tonnen Magermilchpulver expor- 
tiert und 167 000 Tonnen kostenlos für Zwecke der Nahrungsmittelhilfe 
zur Verfügung gestellt. 

Für die in den vergangenen Jahren aufgelaufenen Magermilchpulverbe- 
stände, die zum 1. Januar 1984 auf rund 983 000 Tonnen angewachsen 
waren, war weder auf dem Binnenmarkt noch auf den Drittlandsmärkten 
eine Nachfrage zu Marktpreisen vorhanden. Um Lagerkosten einzuspa- 
ren und Marktstörungen auf dem Binnen- und Weltmarkt zu vermeiden, 
blieb als einzige Absatzmöglichkeit die Verfütterung. Dazu mußte 
Magermilchpulver auf den Preis konkurrierender pflanzlicher Futter- 
proteine verbilligt werden. Der 1984 zu erzielende Verkaufserlös betrug 
durchschnittlich 550 DM bis 600 DM je Tonne. Insgesamt wurden 1984 
592 000 Tonnen Magermüchpulver aus Interventionsbeständen zur Ver- 
fütterung in der Schweinemast abgesetzt. Dafür mußten aus Haushalts- 
mitteln der EG 1 574,5 Millionen DM aufgewendet werden. Die Mücher- 
zeuger haben dazu aus dem Mittelaufkommen der Mitverantwortungsab- 
gabe 580 Millionen DM beigesteuert, so daß die effektiven Haushaltsaus- 
gaben der EG 994,5 Millionen DM betragen haben. 

Die Bundesregierung kann sich der Auffassung nicht verschließen, daß 
diese Maßnahme zum Abbau der Überschüsse notwendig war. Sie muß 
im Zusammenhang mit der ab 2. April 1984 eingeführten Garantiemen- 
genregelung gesehen werden, die die Milchanlieferung der Gemein- 
schaft auf das Niveau des Kalenderjahres 1981 zurückführen wird. Diese 
Maßnahme hat bereits erhebliche Auswirkungen auf die Magermilchpro- 
duktion gehabt, die im Milchwirtschaftsjahr 1984/85 im Vergleich zum 
Vorjahr voraus sichtlich um 20 v. H. sinken wird. Es wird erwartet, daß die 
Übernahme von Magermilchpulver in die öffentliche Lagerhaltung sich 
künftig im wesentlichen nur noch auf die saisonalen Überschüsse 
beschränken wird. 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den um ihre Exi- 

Klose stenz bangenden Fischern, z. B. denen in Ham- 

(SPD) burg-Finkenwerder, deren Fanggebiete einge- 

schränkt werden, finanziell zu helfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 19. März 

Die Bundesregierung hat es seit jeher als ihre Aufgabe angesehen, durch 
gezielte Hilfen die Anpassung der Kutterfischereibetriebe an die verän- 
derten Fangbedingungen zu erleichtern. Hierzu gehören beispielsweise 
die Gewährung von sogenannten Neuausrichtungsprämien für das Auf- 
suchen neuer Fanggebiete sowie Stillegehilfen. Des weiteren unterstützt 
die Bundesregierung bekanntlich mit ihren Förderungsmaßnahmen die 
Erneuerung und die Modernisierung der Kutterflotte. Sie sieht jedoch 
keine Möglichkeit, über den genannten Rahmen hinaus zusätzliche 
finanzielle Hüfen zu gewähren. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


39. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den in Pres- 
seberichten („DER SPIEGEL" vom 18. Februar 
1985) verbreiteten Eindruck, dem zufolge es bei 
der Schikanierung von Ausreisewilligen in der 
DDR vorwiegend regional bedingte Unterschie- 
de gebe bzw. den verbreiteten Eindruck, demzu- 
folge angebliche regionale Unterschiede bei der 
Schikanierung von Ausreisewilligen in der DDR 
auf Grund bisher mangelnder Anweisungen 
durch zuständige übergeordnete Dienststellen 
wie zum Beispiel das Innenministerium der DDR 
handhabbar gewesen seien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 15. März 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die örtlichen Behörden in der 
DDR Anweisungen zur Behandlung von Übersiedlungswüligen haben. 
Nach aller Erfahrung sind die Behörden bisher gehalten, die Zahl der 
Antragsteller zu begrenzen und zu vermindern. In diesem Rahmen dürfte 
ein eigener Handlungsraum bestehen. So ist es zum Beispiel leider 
richtig, daß von einer Reihe unterer Behörden Anträge erst gar nicht 
entgegengenommen wurden. Eine regionale Zuordnung ist nicht mög- 
lich. 


Inwiefern treffen nach den der Bundesregierung 
vorliegenden Erkenntnissen Pressemeldungen 
zu, denen zufolge sich bei der Behandlung von 
Ausreise anträgen in der DDR Praktiken der zu- 
nächst für die Bearbeitungs zuständigen kom- 
munalen Behörden in letzter Zeit geändert ha- 
ben, derzeit ändern oder in naher Zukunft zu 
ändern scheinen, und kennt die Bundesregie- 
rung Anhaltspunkte dafür, daß es tatsächlich 
Anweisungen des Staats- und Parteichefs Erich 
Honecker an untergeordnete Dienststellen gibt, 
„ein Mindestmaß an innerer Rechtssicherheit für 
Ausreise willige" zu schaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 15. März 

Es trifft zu, daß die Behörden bei der Entgegennahme von Ausreiseanträ- 
gen in letzter Zeit korrekter verfahren. Welche Weisung diesem Verhal- 
ten zugrunde hegt, ist hier nicht bekannt. 


40. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


41. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Vermutet oder kennt die Bundesregierung Zu- 
sammenhänge zwischen der Veröffentlichung 
des Beitrages „DDR will Ausreise regeln" im 
SPIEGEL vom 18. Februar 1985 sowie der die- 
sem Beitrag zugrundehegenden aus der DDR 
lancierten Informationen einerseits und anderer- 
seits der besonderen Situation der Deutschen 
aus der DDR, die 1984 in Deutschen Botschaften 
in Prag, Warschau, Budapest oder Bukarest Zu- 
flucht gesucht hatten und die jetzt in der DDR 
einer Genehmigung ihrer Ausreiseanträge ent- 
gegensehen? 


17 



Drucksache 10/3068 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 15. März 


Der Bundesregierung sind Zusammenhänge, wie sie in der Frage zitiert 
sind, nicht bekannt. 


42. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Sind der Bundesregierung offizielle oder offiziö- 
se Mitteilungen zuständiger Stellen der DDR zu- 
gegangen, denen zufolge es vor der Erteilung 
von Ausreisegenehmigungen für die 1984 in 
Deutsche Botschaften in Prag, Warschau, Buda- 
pest oder Bukarest geflüchteten Deutschen aus 
der DDR neue Bedingungen - gegebenenfalls 
auch durch Dritte - zu erfüllen gilt, und falls ja, 
welcher Art sind diese Bedingungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 15. März 


Der Bundesregierung sind weder offizielle noch offiziöse Mitteilungen 
dieser Art zugegangen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


43. Abgeordnete 

Frau 

Simonis 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Abbau von Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst 
im Kreis Nordfriesland zu stoppen, der mit 
durchschnittlich 21,5 v. H. Arbeitslosigkeit zu 
einem der strukturschwächsten Gebiete zu zäh- 
len ist, und welche Mittel sollen gegebenenfalls 
eingesetzt werden, um die Arbeitslosigkeit in 
diesem Kreis zu stoppen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 20. März 


Die Bundesregierung ist sich der Probleme bewußt, die sich aus den 
regionalen Unterschieden in der Entwicklung des Bundesgebietes erge- 
ben. Sie wird daher insbesondere in strukturschwachen Gebieten die 
arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen von verschiedenen Maßnahmen 
aus anderen Bereichen im Auge behalten. Das kann allerdings nicht 
bedeuten, notwendige Änderungen bei öffentlichen Einrichtungen zu 
unterlassen. Zu Ihrer Frage haben mir die zuständigen Ministerien im 
einzelnen folgendes mitgeteilt: 

Bereich Deutsche Bundespost (DBP) 

Um die Produktivität des Briefverteildienstes zu steigern, plant die DBP 
den weitgehenden Einsatz von miteinander korrespondierenden Brief- 
verteilanlagen. Bis Ende 1984 sind 25 solcher Anlagen eingesetzt worden. 
Das System wird schrittweise weiter ausgebaut und soll 1990 realisiert 
sein. Außerdem bemüht sich die DBP intensiv, die kostenträchtige Vertei- 
lung von Briefpost während der Beförderung (sogenannte rollende Bear- 
beitung) zu minimieren, um auch auf diesem Wege ihr wirtschaftliches 
Ergebnis zu verbessern. 

Im Verfolg dieser Ziele ist vorgesehen, in Kürze die begleitenden Bahn- 
posten auf der Strecke Hamburg — Westerland in beiden Richtungen 
aufzuheben und im Jahr 1986 beim Postamt Elmshorn eine Briefverteilan- 
lage einzusetzen. 


18 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3068 


In Vorbereitung dieser Maßnahmen werden, nachdem in Elmshorn die 
entsprechenden räumlichen Verhältnisse geschaffen worden sind, 
zunächst Briefabgangstätigkeiten von Husum nach Elmshorn verlagert, 
um den Briefabgangsbetrieb dort durch Mengenanreicherung stufen- 
weise produktiver gestalten zu können und die Bahnposten nicht mehr in 
dem bisherigen Umfang bedienen zu müssen. 

Die Konzentration des Sendungsaufkommens bei leistungsstarken Brief- 
abgangsstellen und die zwangsläufig damit verbundene Aufhebung der 
im jeweiligen Einzugsbereich noch vorhandenen Briefabgangsstellen ist 
eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Brief automation. 

Die DBP sieht sich nicht in der Lage, von der Realisierung der geplanten 
Maßnahmen, die im vorliegenden Fall in Teilschritten vollzogen werden 
wird, abzusehen. 

Bereich Bundeswehr 

Es ist geplant, zur Einnahme einer auftragsbezogenen Organisationsform 
die Depots Löwenstedt und Kropp umzugliedern. 

Bei dieser Planung wird u. a. auch davon ausgegangen, daß bei Erhalt der 
derzeitigen Organisation im Depot Löwenstedt erhebliche Infrastruktur- 
kosten (mehr als 5 Millionen DM) entstehen würden. 

Für das Depot Kropp entstehen derartige Infrastrukturkosten nicht, da 
alle erforderlichen Einrichtungen vorhanden sind. 

Die beabsichtigte Umgliederungsmaßnahme hätte zur Folge, daß in 
Löwenstedt ca. 25 zivile Dienstposten wegfielen, die jedoch in gleichem 
Umfang in Kropp eingerichtet werden. Damit kann insgesamt gesehen 
von einem Fortfall von Arbeitsplätzen nicht gesprochen werden. Die zur 
Zeit vorhandenen Arbeitsplätze bleiben nach wie vor für die Region 
erhalten. 

Es wird angestrebt, die Auswirkungen für die betroffenen Mitarbeiter 
-unter Beachtung der Personalwirtschaftsrichtlinien- so gering wie 
möglich zu halten. 

Dazu wurde die zuständige Vorgesetzte Dienststelle mit der Untersu- 
chung über die Realisierung der geplanten Umgliederung beauftragt. Die 
Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen. 

Bereich Deutsche Bundesbahn (DB) 

In dem angesprochenen Zeitungsartikel ist von Befürchtungen des DGB- 
Kreises Husum hinsichtlich einer etwaigen Auflösung des Betriebsamtes 
Husum der DB mit 30 Arbeitsplätzen die Rede. Grundlage ist die Absicht, 
zur Straffung der Organisation im Rahmen der von der Bundesregierung 
am 23. November 1983 beschlossenen Leitünien zur Konsolidierung der 
DB die Ämterinstanz aufzulösen und für die regionale Leitungsebene 
eine neue Organisationsstruktur - sogenannte Regionaldezemate der 
Bundesbahndirektion - einzurichteri. Hierfür wird bis Ende 1985 in der 
Bundesbahndirektion Köln ein Modellversuch durchgeführt. 

Der Vorstand der DB wird zwar bereits im Laufe dieses Jahres die übrigen 
Bundesbahndirektionen beauftragen, für ihre Bereiche Vorschläge über 
die künftige Regionalstruktur zu erarbeiten und dabei auch Struktur- und 
raumordnungspolitische Gesichtspunkte zu beachten. Er wird aber erst 
nach Abschluß des Modellversuchs in Köln über die Verwirklichung 
dieser Vorschläge entscheiden können. Der Vorstand kann daher zur Zeit 
weder Aussagen über die Zahl noch über die möglichen Standorte der 
Regionaldezernate machen. 

Bereich Bundesgrenzschutz (BGS) 

Wegen grundlegender Veränderungen in Personalstruktur und Ausbil- 
dung des BGS wird die Grenzschutzfachschule Bredstedt mit zur Zeit 
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ohnehin nur zwei Lehrern ihre Eigenschaft als selbständige Fachschule 
verlieren. Der noch erforderliche Unterricht wird bei der BGS-Abteilung 
in Bredstedt weiterhin erteilt werden. Außer dieser organisatorischen 
Umstellung wird lediglich die schon seit längerer Zeit vakante Stelle des 
Fachschulleiters nicht mehr nachbesetzt. 

Die Bundesregierung verkennt durchaus nicht die Probleme des Raumes 
Husum. Auf Grund seiner wirtschaftsstrukturellen Schwäche ist der 
Raum Husum Förderungsgebiet der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur 

Im Rahmen dieses Instrumentariums werden Investitionsanreize zur 
Schaffung neuer und Sicherung vorhandener Arbeitsplätze bereitgestellt. 
Hierbei ist die Stadt Husum mit der höchsten außerhalb des Zonenrand- 
gebietes möglichen Förderpräferenz in Höhe von maximal 20 v. H. der 
Investitionskosten ausgestattet. 

Auch im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz wird der regional ungleichen Arbeitsmarktlage Rechnung ge- 
tragen. 

Neben anderen stehen Mittel der Bundesanstalt für Arbeit zur Förderung 
von Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung bereit, um die Arbeitslosigkeit 
im Kreise Husum zu vermindern. Das diesjährige ABM-Bindungsvolu- 
men ist mit insgesamt 3,88 Milliarden DM bundesweit mehr als eine 
halbe Milliarde DM größer als im Vorjahr. Die Selbstverwaltung der 
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg hat am 20. Februar 1985 dem 
Landesarbeitsamt Schleswig-Holstein— Hamburg 228,7 Millionen DM 
Fördermittel zugeteilt, gegenüber 187,7 Millionen DM im Vorjahr. Es ist 
jetzt Sache des Landesarbeitsamtes und seines Verwaltungsausschusses, 
diese Mittel so beschäftigungswirksam wie möglich, insbesondere 
zugunsten besonders schwer vermittelbarer Arbeitsloser, im Bezirk ein- 
zusetzen. 

44. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Arbeit- 

Conradi geber von der Vorruhestandsregelung entspre- 

(SPD) chend dem Gesetz zur Erleichterung des Über- 

gangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand vom 
13. April 1984 Gebrauch gemacht haben, und 
wie viele Arbeitnehmer auf Grund dieses Geset- 
zes vorzeitig in den Ruhestand gegangen sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahlreiche 
Finnen in Südwestdeutschland im vergangenen 
Jahr während des Tarif konflikts um die 35-Stun- 
den-Woche von Gesamtmetall in Anzeigen und 
Flugblättern propagierte Vorruhestandsrege- 
lung nicht einführen wollen, weil diese angeb- 
lich für sie „zu teuer" sei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höplinger 
vom 20. März 

Über die zahlenmäßigen Auswirkungen der Vorruhestandsregelung las- 
sen sich zur Zeit noch keine verläßlichen Aussagen machen. Zahlenanga- 
ben liegen nur für die Fälle vor, in denen der Arbeitgeber bereits einen 
Antrag auf den staatlichen Zuschuß beim Arbeitsamt gestellt hat. Nach 
der letzten statistischen Meldung sind bei den Arbeitsämtern bis Ende 
Februar 4633 Zuschuß anträge eingegangen. Die über 230 Vorruhestands- 
tarifverträge, die bisher vereinbart worden sind, wirken sich größtenteils 
erst im Laufe des Jahres 1985 aus. Es ist damit zu rechnen, daß die Zahl 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die von der Vorruhestandsregelung 
Gebrauch machen, dann erheblich ansteigen wird. 


45. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 
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Die Grundkonzeption der Vorruhestandsregelung geht davon aus, daß 
die Tarifvertragsparteien bei der Vereinbarung von Vorruhestandsrege- 
lungen die zusätzliche Kostenbelastung der Betriebe durch entsprechend 
geringere Lohnabschlüsse berücksichtigen. Soweit Tarifvertragsparteien 
- wie in der Metallindustrie - den zur Verfügung stehenden Verteilungs- 
spielraum weitgehend durch die Vereinbarung von Lohnerhöhungen und 
eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit ausgeschöpft, aber die zusätzliche 
kostenverursachende Vereinbarung von Vorruhestandsgeldzahlungen 
im Einzelfall der freien Entscheidung von Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern überlassen haben, muß dies in Anerkennung der Tarifautonomie 
hingenommen werden. Im übrigen ist zu den Kosten der Vorruhestands- 
regelung auf folgendes hinzuweisen: 

Bei den Kostenberechnungen zur Vorruhestandsregelung wird oft über- 
sehen, daß sich für den Arbeitgeber außer durch den staatlichen Zuschuß 
von 34 v. H. der Vorruhestandsleistungen eine Minderung der Nettoko- 
sten auch dadurch ergeben kann, daß die Vorruhestandsleistungen als 
Betriebsausgaben den steuerlichen Gewinn verringern und diese Steuer- 
minderung durch die Bildung von Rückstellungen nach § 6 a des Einkom- 
mensteuergesetzes auf frühere Jahre vorgezogen werden kann. Wenn 
der auf dem freigewordenen Arbeitsplatz neu eingestellte Arbeitnehmer 
über längere Zeit eingearbeitet werden muß, besteht außerdem die 
Möglichkeit, daß das Arbeitsamt neben dem staatlichen Zuschuß zu den 
Vorruhestandsleistungen während der Einarbeitungszeit einen Lohnzu- 
schuß zahlt. Nach dem 4. Schwerbehinderten-Programm kann der 
Arbeitgeber neben dem staatlichen Zuschuß als zusätzliche Förderungs- 
leistung für die Dauer von zwei Jahren einen Zuschuß von 5 v. H. der 
Vorruhestandsleistungen erhalten, wenn er ohne Beschäftigungspflicht 
oder über die gesetzliche Verpflichtung hinaus einen Schwerbehinderten 
unbefristet einstellt und auf dem freigewordenen Arbeitsplatz beschäf- 
tigt. Werden alle Kostenfaktoren berücksichtigt, so halten sich die zusätz- 
lichen Kosten auch für viele Firmen der Metallindustrie in einem vertret- 
baren Rahmen. 

46. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Entla- 

Dr. Faltlhauser stung der Krankenkassen (bzw. Belastung der 

(CDU/CSU) Unternehmen), die durch den Umstand entsteht, 

daß die Krankenkassen bei Arbeitnehmern, die 
die Vorruhestandsregelung in Anspruch genom- 
men haben, nicht mehr zur Zahlung von Kran- 
kengeld verpflichtet sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 20. März 

Die Anzahl von Krankengeldtagen für ältere Arbeitnehmer läßt sich aus 
der Arbeitsunfähigkeitsstatistik nur sehr grob schätzen. Unterstellt man, 
daß auf einen Vorruhestandsgeldempfänger im Vergleich zu einem 
durchschnittlichen Mitglied maximal die dreifache Zahl von Kranken- 
geldtagen entfällt, dann würde die Krankenkasse jährlich je 10000 Vor- 
ruhestandsgeldempfänger Krankengeldzahlungen in der Größenord- 
nung von 10 bis 15 Millionen DM einsparen. Da die Arbeitgeber über 
ihren Beitragsanteü in der Regel zur Hälfte an der Finanzierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung beteiligt sind, nehmen sie auch zur 
Hälfte an deren Entlastungen teil. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

47. Abgeordneter Haben an der Konferenz des „Internationalen 

Lattmann Rates für Sicherheit " , einer Konferenz der Moon- 

(CDU/CSU) Sekte, die in der vergangenen Woche in Paris zur 

Frage des sowjetischen Expansionismus stattge- 
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funden hat, Offiziere oder Generäle der Bundes- 
wehr teilgenommen, und wenn ja, nahmen sie 
mit dienstlichem Auftrag teil? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. März 

An der von Ihnen genannten Konferenz des „Internationalen Rates für 
Sicherheit" haben keine aktiven Offiziere der Bundeswehr teilge- 
nommen. 


48. Abgeordneter 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um den Anschluß der Bundeswehr-Kasernen an 
das erweiterte elektronische Medienangebot 
- insbesondere durch Verkabelung - sicherzu- 
stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. März 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das erweiterte elektronische Medien- 
angebot für die Betreuung der Soldaten zu nutzen. 

Zur Klärung der infrastrukturellen Voraussetzungen und der Gebühren 
sind Verhandlungen mit dem Bundesminister für das Post- und Fernmel- 
dewesen aufgenommen worden. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der ehe- 
malige Leiter der US Air Force Intelligence Ge- 
neralmajor George Keegan schon im April 1977, 
gestützt auf umfangreiches Geheimmaterial, mit 
einer Arbeit an die amerikanische Öffentlichkeit 
trat, die vor dem besorgniserregenden Grad der 
sowjetischen Rüstung auf dem Gebiet der Welt- 
raumwaffen warnte, und inwieweit gibt die bis- 
herige sowjetische Rüstung auf diesem Gebiet in 
Verbindung mit der Installierung der den ABM- 
Vertrag verletzenden Radaranlage von Krasno- 
yarsk Anlaß zu der Befürchtung, daß die Sowjets 
beabsichtigen, Abwehrsysteme gegen Interkon- 
tinentalraketen aufzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. März 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung ist die Sowjetunion gegenwär- 
tig der einzige Staat, der mit dem Flugkörperabwehr-Raketensystem 
GALOSH, das sie in Übereinstimmung mit dem ABM-Vertrag von 1972 
zum Schutz von Moskau aufgestellt hat, bereits eine begrenzte Abwehr- 
fähigkeit gegen ballistische Flugkörper besitzt. 

Bei der in Bau befindlichen Radaranlage im Raum Krasnoyarsk (Zentral- 
sibirien) handelt es sich vermutlich um eine weitere Frühwarn-Radarstel- 
lung. Die Dislozierung würde einen Verstoß gegen den ABM-Vertrag 
bedeuten, der die Wahl der Aufstellungsorte nur in Grenzbereichen des 
Staatsgebietes mit Ausrichtung der Antennen nach außen erlaubt. 

Der Vorteil für das bestehende ABM- System würde durch die verbesserte 
Zieldaten-Informationsverarbeitung in der gesteigerten Abwehrfähigkeit 
gegen ballistische Flugkörper liegen. 

Es ist zu befürchten, daß der erste Schritt zu einem umfassenden, zumin- 
dest weite Teile der Sowjetunion abdeckenden ABM-Schutz erfolgt ist. 


49. Abgeordneter 

Wilz 

(CDU/CSU) 
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Trifft es zu, daß die Sowjetunion schon zur Zeit 
der Veröffentlichung der Arbeit Keegans allein 
auf dem Gebiet der Laser-Waffen über zehnmal 
soviel Geld investiert hatte wie die Vereinigten 
Staaten von Amerika und daß die sowjetischen 
Ausgaben auf diesem Gebiet bis heute insge- 
samt das Drei- bis Fünffache der amerikanischen 
Ausgaben betragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. März 

Zu dieser Frage liegen der Bundesregierung Erkenntnisse nicht vor. 


50. Abgeordneter 

Wilz 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium der Ver- 
teidigung es bislang verabsäumt hat, der Stadt 
Mülheim an der Ruhr ein konkretes Verhand- 
lungsangebot hinsichtlich der Anlage eines Ver- 
bindungsweges „ Eschenbruch-Heidendoren 11 
im Truppenübungsgelände „Auberg" zu unter- 
breiten, wenn nein, wann ist ein solches Angebot 
der Stadt Mülheim an der Ruhr gemacht 
worden? 


52. Abgeordneter Zu welchen Konditionen ist gegebenenfalls ein 

Schröer Verhandlungsangebot unterbreitet worden? 

(Mülheim) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 

vom 19. März 

1. Wie ich Ihnen mit Schreiben vom 29. August 1984 mitgeteilt habe, ist 
die Bundeswehr im Interesse eines weiterhin guten Verhältnisses zur 
Bevölkerung bereit, Bemühungen der Stadt Mülheim um den Bau 
eines Weges im Bereich des Heidendoren, insbesondere durch Über- 
lassung von Gelände, zu unterstützen. 

Hiervon ist der Bürgerverein Mülheim- Selb eck mit Schreiben der 
Wehrbereichs Verwaltung III vom 5. November 1984 unterrichtet wor- 
den. In diesem Zusammenhang wurde auch darauf hingewiesen, daß 
die Stadt Mülheim entsprechende Ausbauvor Schläge machen möge. 

Am 28. Januar 1985 hat sich die Stadt Mülheim mit Ausbauvorschlä- 
gen für den von ihr inzwischen vorgesehenen Weg an die Wehrbe- 
reichsverwaltung III gewandt. Für 19. März 1985 ist an Ort und Stelle 
zur Klärung technischer Fragen eine Besprechung zwischen der Stadt 
Mülheim und der Wehrbereichsverwaltung III vorgesehen. 

2. Bei der gegebenen Sachlage hatte die Bundeswehr kein Verhand- 
lungsangebot zu unterbreiten. Es ist davon auszugehen, daß die bei 
den bevorstehenden Verhandlungen zwischen der Stadt Mülheim und 
den Dienststellen des Bundes auftretenden Fragen entsprechend der 
bestehenden Rechts- und Interessenlage geregelt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 

Familie und Gesundheit 

53. Abgeordneter Wie bewertet es die Bundesregierung, daß sich 

Stratmann zum Pflegekindschaftsrecht durch neue psycho- 

(DIE GRÜNEN) logische Erkenntnisse über das Bindungsverhal- 

’ ten von Kindern eine veränderte Rechtspre- 
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chung abzeichnet, die dem Kindesrecht mehr 
Bedeutung zukommen läßt (vgl. Bundesverfas- 
sungsgerichtsentscheidung vom 17. Oktober 
1984)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. März 

Durch das Gesetz zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge vom 
18. Juli 1979 (BGBl. I S. 1061) wurde § 1632 Abs. 4 BGB neu eingeführt. 
Nach dieser Vorschrift kann das Vormundschaftsgericht - von Amts 
wegen oder auf Antrag der Pflegeperson - anordnen, daß ein Kind, wenn 
es seit längerer Zeit in Familienpflege lebt und die Eltern es von der 
Pflegeperson wegnehmen wollen, bei der Pflegeperson verbleibt, wenn 
und solange für eine solche Anordnung die Voraussetzungen des § 1666 
Abs. 1 Satz 1 BGB insbesondere im Hinblick auf Anlaß oder Dauer der 
Familienpflege gegeben sind. Die Vorschrift bezweckt, die Herausnahme 
eines Kindes aus einer Pflegegstelle zur Unzeit zu vermeiden, um sein 
persönliches, insbesondere seelisches Wohl nicht zu gefährden. Bei der 
Schaffung dieser neuen Vorschrift hatte der Gesetzgeber die neueren 
psychologischen Erkenntnisse über das Bindungsverhalten von Kindern 
vor Augen. Der Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages hat dazu 
ausgeführt, daß das Personensorgerecht der leiblichen Eltern zurücktre- 
ten muß, wenn das Kind ihnen entfremdet ist, in der Pflegefamilie seine 
Bezugswelt gefunden hat und durch die Herausnahme zur Unzeit sein 
persönliches, insbesondere sein seelisches Wohl gefährdet würde (Druck- 
sache 8/2788 S. 40). Die neuere Rechtsprechung liegt auf dieser Linie. 


54. Abgeordneter 

Stratmann 


(DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung dazu, von den 
Fachleuten (Sozialarbeitern/-innen), die mit der 
Pflegekindervermittlung beauftragt werden, Be- 
rufserfahrung zu verlangen - analog zu § 3 
Adoptionsvermittlungsgesetz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. März 

Die Bundesregierung mißt der Pflegekindervermittlung entscheidende 
Bedeutung für den späteren Erfolg der Unterbringung in einer Pflege- 
stelle bei. Anders als bei der Adoptionsvermittlung ist die Vermittlung 
von Pflegekindern bisher nicht durch Gesetz bei den Jugendämtern und 
geeigneten freien Trägern monopolisiert worden. Soweit diese heute in 
der Vermittlung von Pflegekindern tätig werden, sind dafür grundsätzlich 
erfahrene Fachkräfte eingesetzt, die z. T. im allgemeinen sozialen Dienst 
oder in speziellen Pflegekinderdiensten organisiert sind. Hinweise auf 
fachliche Anforderungen sind in Empfehlungen und Richtlinien der ober- 
sten Landesjugendbehörden und Landesjugendämter sowie der kommu- 
nalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung enthalten. 


55. Abgeordneter Erscheint es der Bundesregierung notwendig, 

Stratmann diePflegestellenvermittlungen durch die oberste 

(DIE GRÜNEN) Landesbehörde anerkennen zu lassen, ebenfalls 

analog zu § 2 Abs. 1 Adoptionsvermittlungsge- 
setz? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. März 

Die in § 2 Abs. 1 des Adoptionsvermittlungsgesetzes erwähnte Zulassung 
durch die oberste Landesbehörde bezieht sich auf die Errichtung einer 
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gemeinsamen Adoptionsvermittlungsstelle durch Jugendämter benach- 
barter Gemeinden oder Kreise. Da die Bundesregierung derzeit eine 
generelle Monopolisierung der Pflegekindervermittlung bei den Jugend- 
wohlfahrtsbehörden nicht für geboten hält, erübrigt sich eine § 2 Abs. 1 
des Adoptionsvermittlungsgesetzes entsprechende Regelung. Auf die 
allgemeinen Vorschriften zur Errichtung gemeinsamer Jugendämter 
durch benachbarte Stadt- und Landkreise nach § 12 Abs. 3 des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes wird hingewiesen. 


56. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung - wegen der 

Stratmann ähnlich gelagerten Problematik- eine Zusam- 

(DIE GRÜNEN) menlegung der Aufgabengebiete Pflegekinder- 

wesen und Adoptionsvermittlung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. März 

Im Gegensatz zur Annahme als Kind weist die Pflegekindschaft verschie- 
dene Erscheinungsformen auf (z. B. Kurz- und Dauerpflege, Tages- und 
Vollpflege), die wenigstens zum Teil auch eine andere Zielsetzung als die 
Annahme als Kind beinhalten. So spielt in einem großen Teil der Pflege- 
kindschaftsverhältnisse die Arbeit mit der Herkunftsfamilie — etwa mit 
dem Ziel der Rückführung des Kindes in die eigene Familie- eine 
bedeutsame Rolle, während durch die Adoption ein endgültiges neues 
Eltern-Kind-Verhältnis geschaffen wird. 

Andererseits gibt es Dauerpflege Verhältnisse, die faktisch einer Adoption 
sehr nahe kommen und bei denen der Anspruch des Kindes auf rechtli- 
che Klarheit und Sicherheit ihrer Beziehungen zu den Pflegeeltern recht- 
zeitige Überlegungen verlangt^ ob im Einzelfall eine Annahme als Kind 
anzustreben ist. 

Da in der Jugendamtspraxis der Betreuung von Dauerpflegekindern 
besondere Bedeutung zukommt, empfiehlt auch der Bericht Nr. 6/1982 
der kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
„Organisation sozialer Dienste“ eine enge Verbindung des Pflegekinder- 
dienstes mit dem Tätigkeitsbereich „ Adoptionsvermittlung " gegebenen- 
falls unter Zusammenfassung in einem gemeinsamen (besonderen) sozia- 
len Dienst. Unbeschadet der den Kommunen im Rahmen ihrer Organisa- 
tions- und Personalhoheit obhegenden Entscheidungsverantwortung hält 
die Bundesregierung daher eine enge Verbindung zwischen Pflegekin- 
derdienst und Adoptionsvermittlung für sinnvoll. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


57. Abgeordneter 

Delorme 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Einrichtung einer zusätzlichen Intercity- Verbin- 
dung auf der linksrheinischen Bahnstrecke zu 
einer weiteren Ausdünnung des Bezirksver- 
kehrs, zum Wegfall von Schnell-, Eil- und Nah- 
verkehrszügen sowie zur Schließung bisheriger 
Haltepunkte für Eilzüge führt? 


58. Abgeordneter 

Delorme 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, vom Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn eine Fahrplangestal- 
tung zu verlangen, die eine Verschlechterung 
des Nahverkehrs zwischen Mainz und Koblenz 
vermeidet, zumal die Bevölkerung der Orte an 
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dieser Strecke eine erhebliche Lärmbelästigung 
durch den Bahnverkehr hinnehmen muß und bei 
einer Reduzierung des Nahverkehrsangebots zu- 
sätzlich benachteiligt würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn (DB), die über ihre Ange- 
botsgestaltung in eigener Zuständigkeit und unternehmerischer Verant- 
wortung entscheidet, führt die Einrichtung einer zusätzlichen IC-Verbin- 
dung auf der linksrheinischen Bahnstrecke zwischen Mainz und Koblenz 
nicht zu einer Ausdünnung des Bezirks Verkehrs; es entfallen weder Eil- 
und Nahverkehrszüge noch werden bisherige Haltepunkte für Eüzüge 
geschlossen. 

Zutreffend ist, daß einige D-Züge entfallen werden, da ihre Beibehaltung 
- neben drei IC-Linien - zu einem überhöhten Leistungsangebot im 
Fernverkehr und darüber hinaus aus Gründen der Streckenbelegung 
auch zu einer Beeinträchtigung des Bezirks- und Nahverkehrs geführt 
hätte. Anstelle der wegfallenden D-Zughalte werden künftig nachfrage- 
gerechte Umsteigeverbindungen angeboten. 

Nach Ansicht der DB werden im angesprochenen Bereich zum Jahres- 
fahrplan 1985/86 die Belange des Bezirks- und Nahverkehrs gewahrt und 
das Fernverkehrsangebot deutlich verbessert. 


59. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Absicht 

Weirich des Hessischen Straßenbauamtes, die alte Tran- 

(CDU/CSU) sitstrecke Herleshausen — Wartha - die soge- 

nannte „alte A4" - zu beseitigen und nur ein 
Stück im Kreuzungsbereich als Teil eines unter 
der Autobahnbrücke hindurchführenden Weges 
zu erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Im Zusammenhang mit den vertraglichen Regelungen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Deut- 
schen Demokratischen Republik zum Neubau der Autobahn zwischen 
Herleshausen und Eisenach mit Neubau einer Grenzkontrollstelle auf 
dem Gebiet der DDR hat die DDR mitgeteilt, daß nach Öffnung der neuen 
Grenzübergangsstelle Wartha die bisherige Grenzübergangsstelle Wartha 
für den gesamten Fahrzeugverkehr geschlossen wird (Bulletin der Bun- 
desregierung Nr. 46 vom 30. April 1980). Die neue Autobahn und Grenz- 
übergangsstelle wurde am 15. Dezember 1984 in Betrieb genommen. Die 
Beseitigung der alten stillgelegten Transitstrecke entspricht auch dem 
rechtskräftig festgestellten Plan. Die Bundesregierung hat daher keine 
Bedenken, daß die mit den Dienststellen des Bundesgrenzschutzes ab- 
gestimmte Maßnahme durchgeführt wird. 


60. Abgeordneter 

Weirich 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung mit dieser Maßnahme 
die Aufgabenerfüllung des Bundesgrenzschut- 
zes (BGS) beeinträchtigt, da auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland künftig nur noch 
das alte Rumpfstück der Landestraße 3251 von 
Herleshausen, Richtung Wartha besteht und auf 
diesem Feldweg die Wahrnehmung des Auftra- 
ges des BGS erheblich beeinträchtigt sein 
dürfte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Nein. In einem Ortstermin am 31. Januar 1985 hat die zuständige Dienst- 
stelle des Bundesgrenzschutzes (BGS) erklärt, daß die nach Abschluß der 
Bauarbeiten verbleibenden Wege zur Erfüllung der Aufgaben des BGS 
ausreichen. 


61. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der zahlrei- 
chen Massenkarambolagen und Verkehrsunfälle 
der letzten Tage und Wochen - verursacht durch 
starken Nebel- der Auffassung, daß die Ver- 
kehrssicherheit durch die Hinweise von rechtzei- 
tigen Verkehrsdurchsagen der Rundfunkanstal- 
ten an die Verkehrsteilnehmer immer gewährlei- 
stet war, oder kann es auch sein, daß die Ver- 
kehrshinweise nicht rechtzeitig auf die Nebelge- 
fahr hingewiesen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Die polizeiliche Überwachung des Straßenverkehrs und damit auch der 
Verkehrswarnfunk der Polizei fallen in die ausschließliche Zuständigkeit 
der Länder. Der Bundesminister für Verkehr kann auf diesem Gebiet nur 
eine koordinierende Tätigkeit ausüben. Im Rahmen dieser Koordinie- 
rungstätigkeit wurden mit den Ländern „Richtlinien für den Verkehrs- 
warnfunk" ausgearbeitet und im Verkehrsblatt 1976 S. 327 veröffentlicht. 
Danach sind akute Verkehrsstörungen, z. B. durch außergewöhnliche 
Witterungsverhältnisse, mit größtmöglicher Priorität vor anderen Maß- 
nahmen auf dem schnellsten Weg (Funk, Telefon) der zuständigen Lan- 
desmeldestelle unmittelbar mitzuteüen, die diese Meldungen an die 
zuständigen Landesrundfunkanstalten zur Ausstrahlung weiterleitet. 


62. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Verkehrssicherheit auf den Bundes- 
fernstraßen und Bundesstraßen noch weiter zu 
verbessern, um zukünftig solche zahlreichen 
Verkehrsunfälle mit vielen Todesfolgen vermei- 
den zu helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Vorschriften der Straßen- 
verkehrs-Ordnung ausreichen. Insbesondere wird auf § 3 Abs. 1, § 4, § 5 
und § 18 Abs. 4 verwiesen, die das Fahren auf Sicht und den ausreichen- 
den Abstand zum vorausfahrenden Fahrzeug behandeln. Gleichwohl 
wird die Bundesregierung mit den Bundesländern den Vorschlag der 
Bayerischen Staatsregierung erörtern, daß Lastkraftwagen und Busse auf 
Autobahnen jeweüs einen Mindestabstand von 50 Metern zum voraus- 
fahrenden Fahrzeug einhalten sollen. 

Im übrigen wird die Bundesregierung in dem vom Ausschuß für Verkehr 
des Deutschen Bundestages erbetenen Folgebericht über die Maßnah- 
men informieren, die sich aus den Problemstellungen ableiten, die der 
Ausschuß in der 31. Sitzung am 27. Februar 1985 übereinstimmend ver- 
treten hat (Anlage 1 zum Protokoll Nr. 31). 
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Auf welcher bautechnisch-gutachtlichen Grund- 
lage beruhen die öffentlichen Aussagen der Ver- 
treter der Deutschen Bundesbahn über die Mög- 
lichkeiten zum Erhalt des in der Wandelhalle des 
Hamburger Hauptbahnhofes seit 59 Jahren be- 
stehenden denkmalschutzwürdigen Interieurs 
des Blumengeschäftes im Art Deco-Stil? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. März 

Von der Deutschen Bundesbahn werden mögliche Alternativen unter- 
sucht, das Interieur des Blumenladens im Hamburger Hauptbahnhof aus 
Gründen des Denkmalschutzes weitgehend und unbeschädigt zu erhal- 
ten. Die bisherigen Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, daß 
voraussichtlich als Lösung nur in Betracht kommen kann, unter sehr 
schwierigen technischen und wirtschaftlichen Bedingungen den Blumen- 
laden als Ganzes zu sichern und in die Baumaßnahme „Instandsetzung 
des Empfangsgebäudes" zu integrieren. 


63. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Hat die Deutsche Bundesbahn im Hinblick auf 
die seit längerem in den Medien regional und 
überregional geführte öffentliche Diskussion 
zum obigen Thema den Rat von Denkmalschutz - 
experten bzw. Restauratoren eingeholt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. März 

Die Deutsche Bundesbahn wird bei der Festlegung der endgültigen 
Bauausführung auch gutachterliche Stellungnahmen berücksichtigen. 
Ihr liegen zur Zeit drei Gutachten unabhängiger Sachverständiger vor, 
die das Hamburger Amt für Denkmalpflege in Auftrag gegeben hat. 
Außerdem hat die Bundesbahndirektion Hamburg ein Institut für Bau- 
physik und Bauchemie eingeschaltet. 


65. Abgeordneter Wie hoch ist das Transportauf kommen von ge- 

Seehofer fährlichen Gütern auf den Straßen und auf der 

(CDU/CSU) Bahn? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. März 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes wurden im Jahr 1983 im 
Bundesgebiet insgesamt 230 Millionen Tonnen Gefahrgüter befördert. 
Davon entfielen 42 v. H. auf den Straßengüternahverkehr, 12 v. H. auf 
die Deutsche Bundesbahn und 9 v. H. auf den Straßengüterfernverkehr. 


66. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über die 

Seehofer Unfallentwicklung beim Transport von gefährli- 

(CDU/CSU) chen Gütern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. März 

Die Bundesregierung läßt Unfälle, an denen Tankfahrzeuge mit gefährli- 
chen Gütern beteiligt sind, durch die Bundesanstalt für Straßenwesen 
(BASt) auswerten. Erste Zwischenergebnisse liegen für die Jahre 1982 
und 1983 vor. Danach ereigneten sich in den Jahren 1982 und 1983 
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159 Unfälle mit Tankfahrzeugen, bei denen Gefahrgut austrat oder 
Armaturen ersichtlich beschädigt wurden. Von diesen 159 Unfällen 
ereigneten sich 86 im Jahr 1982 und 73 im Jahr 1983. 

67. Abgeordneter Welche wesentlichen Ursachen und Folgen bei 

Seehofer Unfällen mit gefährlichen Gütern sind bekannt? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. März 

Nach den vorgenannten Zwischenergebnissen der BASt-Untersuchung 
liegen die Unfallursachen hauptsächlich beim Gefahrgutfahrer. Etwa 
sieben von acht Unfallursachen sind dem Fahrer und nur eine dem 
Fahrzeug zuzuordnen. In 40 v. H. der Fälle waren nicht angepaßte 
Geschwindigkeit und/oder ungenügender Sicherheitsabstand Ursache 
des Unfalls. Bei den genannten 159 Unfällen mit Tankfahrzeugen wurden 
durch das Gefahrgut selbst drei Personen getötet, drei Personen schwer 
und drei Personen leicht verletzt. Der Primärschaden lag bei diesen 
Unfällen im Durchschnitt bei 150 000 DM bis 200 000 DM. 


68. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die derzeitigen 

Seehofer Rechtsgrundlagen beim Transport gefährlicher 

(CDU/CSU) Güter für ausreichend, oder hält sie zusätzliche 

Maßnahmen für notwendig, wie etwa die Verla- 
gerung dieser Güter von der Straße auf die 
Schiene? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. März 


Die Bundesregierung hält die derzeitigen Rechtsvorschriften zur Beförde- 
rung gefährlicher Güter für ausreichend. Bestimmte extrem gefährliche 
Güter sind nach § 7 Gefahrgutverordnung Straße erlaubnispflichtig. Die 
Erlaubnis wird für solche Güter, die in der Anlage B, Anhang B.8, Liste I 
der Gefahrgutverordnung Straße aufgeführt sind, nur erteilt, wenn die 
Güter nicht in einem Gleis- oder Hafenanschluß be- und entladen werden 
können. 

Wie es der Beschluß des Verkehrsausschusses des Deutschen Bundesta- 
ges vom 27. Februar 1985 vorsieht, wird der Bundesminister für Verkehr 
an die großen Flughäfen herantreten mit dem Ziel, den Transport von 
Benzin soweit wie möglich auf die Schiene zu verlagern. 


69. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Wie hoch sind im Jahr 1983 - nach Monaten 
auf geschlüsselt - die jährlichen Erstattungen der 
Deutschen Bundesbahn für gelöste, aber nicht 
verwendete Fahrkarten? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. März 


Der Abrechnungszeitraum für den Fahrausweisverkauf bei der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) ist das Dritteljahr. Dementsprechend können von 
der DB Angaben nur aufgeschlüsselt nach diesen Abrechnungszeiträu- 
men gemacht werden. 


Höhe der Fahrpreiserstattungen im Jahr 1983: 

Januar - April 1983 

Mai - August 1983 

September - Dezember 1983 

Gesamtsumme 1983 


7 114 056 DM 
7 373 552 DM 
7 583 790 DM 
22 071398 DM 
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Der Betrag umfaßt alle von der DB durchgeführten Fahrpreiserstattungen 
für unbenutzte und nur teüweise benutzte Fahrausweise. Eine Unter- 
scheidung nach unbenutzten und nur teilweise ausgenutzten Fahraus- 
weisen wird von der DB nicht vorgenommen. 


70. Abgeordneter Worauf ist dieser hohe Betrag nach Auffassung 

Schäler der Bundesregierung zurückzuführen? 

(Ollenburg) 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. März 

Nach der Eisenbahn-Verkehrsordnung hat der Reisende in bestimmten 
Fällen einen Rechtsanspruch auf Erstattung von Fahrgeld. Darüber hin- 
aus erstattet die Deutsche Bundesbahn (DB) in einer Vielzahl von Fällen 
Fahrgeld nach eigenem Ermessen aus Billigkeit. 

Im Verhältnis zu den Gesamteinnahmen des Schienenpersonenverkehrs 
(ohne Verkehrsverbünde) liegt der Anteü der Fahrpreiserstattungen bei 
0,56 v. H. Die Mehrzahl der Erstattungen resultiert nach den Erkenntnis- 
sen der DB aus nachträglichen Änderungen der ursprünglichen Reiseab- 
sichten der Kunden, die sich aus den unterschiedlichsten Gründen erge- 
ben. Eine genaue Analyse der Gründe für die Nichtausnutzung von 
Fahrausweisen ist nicht möglich, da von den Kunden nur in bestimmten 
Fällen eine Begründung des Erstattungswunsches gefordert wird. 


Welche zusätzlichen Kosten würden der Deut- 
schen Bundesbahn entstehen, wenn statt des 
vorgesehenen „Auf- und Rückbaus" eines Bahn- 
steiges auf dem Gelände der Deutschen Gesell- 
schaft für Eisenbahngeschichte in Bochum/Dahl- 
hausen anläßlich der Jubüäumsveranstaltung 
aus Anlaß des 150jährigen Bestehens der Eisen- 
bahn in Deutschland ein solcher Bahnsteig für 
die ganzjährigen Aktivitäten und Ausstellungen 
dem Eisenbahnmuseum in Dahlhausen als Dau- 
erleihgabe zur Verfügung gestellt würde? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 19. März 

Wie die Deutsche Bundesbahn (DB) berichtet, ist auf dem Gelände der 
Gesellschaft für Eisenbahngeschichte in Bochum-Dahlhausen ein kleine- 
rer Bahnsteig vorhanden. 

Für eine Jubüäumsveranstaltung werden auf einem angrenzenden Bahn- 
hof steü Behelfsbahnsteige aus AltschweUen für die Dauer der Veranstal- 
tung provisorisch erstellt. Nach den Plänen der DB werden diese und die 
angrenzenden Gleisanlagen anschließend zurückgebaut. 

Die DB ist bereit, diese Altschwellen der GeseUschaft für eventuelle 
Wiederverwendung zur Verfügung zu stellen. 


71. Abgeordneter 

Dr. Lammert 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


72. Abgeordneter 
Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen zur Verkabe- 
lung des linksrheinischen Wirtschaftsraumes um 
die Städte Neuss und Dormagen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19. März 

Die Deutsche Bundespost (DBP) ist bemüht, die Errichtung von Breit- 
bandkabelnetzen entsprechend der Nachfrage nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zügig voranzutreiben, um den Bürgern möglichst bald 
mehr Programm- und Informationsvielfalt anbieten zu können. Nach 
Beschlüssen in Ausschüssen des Deutschen Bundestages ist die DBP 
jedoch verpflichtet, Rentabilität beim Ausbau der Breitbandkabelnetze 
anzustreben und eine Refinanzierung der eingesetzten Finanzmittel zu 
ermöglichen. 

Für diese rentabilitätsorientierte Vorgehensweise ist die Bebauungs- 
dichte von maßgeblichem Einfluß. Ausgehend von Gebieten mit hoher 
Bebauungsdichte wird sich die Breitbandverkabelung nach und nach 
auch auf Gebiete mit mittlerer Bebauungsdichte erstrecken. Mittelfristi- 
ges Ausbauziel der DBP ist eine Versorgung der Gebiete mit hoher und 
mittlerer Bebauungsdichte, in denen etwa 80 v. H. aller Wohneinheiten 
liegen. 

Diese Handlungsweise ist auch notwendig, um möglichst rasch die Min- 
destzahl an Teilnehmern zu erreichen, die für das Entstehen eines 
Medienmarktes notwendig ist. Für die neuen privaten Programmanbieter 
ist diese Zahl der erreichbaren Anschlüsse von existentieller Bedeutung. 
Nur wenn das Entstehen eines Medienmarktes ermöglicht wird, der zu 
neuen Programmen und damit zu stärkerer Nachfrage nach Breitbandka- 
belanschlüssen führt (siehe Gutachten von Professor Dr. Witte), können 
auf Dauer zusätzliche Programme zur Verfügung gestellt werden. 

In Gebieten, die auf Grund dieser Zielsetzungen vorerst noch nicht 
ausgebaut werden können, soll den anschlußinteressierten Gemeinden, 
Gruppen usw. geholfen werden, wenn diese bereit sind, einen Beitrag zur 
Errichtung des Breitbandkabelnetzes zu leisten. Dieser Beitrag kann z. Z. 
bestehen in Kostenbeiträgen, Duldung kostensparender Baumaßnahmen, 
sachliche Leistungen oder Garantie für hohe Akzeptanz. Die Oberpostdi- 
rektionen Düsseldorf und Köln stehen für diesbezügliche Gespräche zur 
Verfügung. 

Für Gebiete mit lockerer Bebauung, in denen es wegen der hohen Kosten 
nicht in einer überschaubaren Zeit bzw. überhaupt nicht möglich 
erscheint, eine übliche Breitbandverkabelung durchzuführen, müssen 
alternative technische Lösungen gefunden werden, die deutlich 
kostengünstiger sind und Programm- und Informationsvielfalt ermögli- 
chen. Zur Versorgung solcher, in absehbarer Zeit nicht zu verkabelnder 
Gebiete, könnte beispielsweise auf direkt empfangbare Rundfunksatelli- 
ten oder auch auf andersartige preiswerte drahtgebundene Versorgungs- 
techniken, z. B. Gemeinschaftsantennenanlagen, zurückgegriffen 
werden. 

Konkrete Verkabelungsprojekte der DBP im linksrheinischen Wirt- 
schaftsraum um die Städte Neuss und Dormagen gibt es zur Zeit für 
4040 Neuss und 4048 Grevenbroich. Darüber hinaus sind kurzfristig noch 
Vorhaben für 4044 Kaarst und Erweiterungsvorhaben für 4040 Neuss und 
4048 Grevenbroich vorgesehen. 


73. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Wie sieht die Bundesregierung im Lichte der 
ständigen Beteuerungen der Deutschen Bundes- 
post (DBP), einen kundenfreundlichen und bür- 
gernahen Service zu liefern, die Ablehnung 
eines Münzfernsprechers im Ortsteil Gebirg von 
Durbach bei Offenburg mit der Begründung der 
Unwirtschaftlichkeit und akzeptiert sie das Ar- 
gument der DBP, daß es Einheimischen und 
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Wanderern im weitverzweigten Ortsteil Gebirg 
zuzumuten ist, gegebenenfalls auch in Notfällen 
erst in dem fünf Kilometer entfernten Durbach 
einen öffentlichen Fernsprecher zu finden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 15. März 

Die Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Sprechstellen richtet 
sich nach dem im Einzelfall erkennbaren Bedürfnis. Dabei ist im allge- 
meinen die Aufstellung eines mit einem Münzfernsprecher ausgestatte- 
ten Telefonhäuschen wegen der damit verbundenen hohen Investitions- 
und Unterhaltungskosten nur vertretbar, wenn eine bestimmte Mindes- 
nutzung der öffentlichen Sprechstelle erwartet werden kann. 

Diese Mindestnutzung ist in dem genannten Fall nicht gegeben. 

In dem in der Bebauung sehr auseinandergezogenen Ortsteil Durbach- 
Gebirg stehen auf einer Länge von ca. zwei bis drei Kilometer verstreut 
ca. 20 Anwesen, die etwa zu 80 v. H. mit einem Telefonanschluß ausge- 
stattet sind. Für die Anwohner besteht daher kaum Bedarf an einer 
öffentlichen Sprechstelle ; im Notfall kann über die vorhandenen Telefone 
jederzeit Hilfe herbeigeholt werden. 

Dies gilt auch für Wanderer, die aber - in weniger dringenden Fällen - 
auch in dem ca. 2,5 Kilometer entfernten Ortsteil Durbach- Obertal bei 
dem öffentlichen Münzfernsprecher telefonieren können. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keinen Anlaß, die Ablehnung des 
Antrags zur Aufstellung eines Telefonhäuschens durch das Fernmelde- 
amt Offenburg zu beanstanden. 


74. Abgeordneter 
Repnik 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Fernmeldeamt Konstanz seit 
Jahren 22 Stellen des gehobenen Dienstes nicht 
besetzt werden, und wenn ja, welche Gründe 
gibt es dafür? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 22. März 

Beim Fernmeldeamt Konstanz besteht im gehobenen Dienst nur in der 
Laufbahn des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes ein Fehlbe- 
stand an entsprechenden Kräften, so daß dort zur Zeit 25 Personalposten 
des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes nicht besetzt sind. Bis 
Ende 1985 werden voraussichtlich noch 19 Personalposten unbesetzt 
sein; ein kurzfristiger, vollständiger Ausgleich erscheint nicht möglich. 

Die Gründe für diese anhaltende angespannte Personallage hegen in der 
unbefriedigenden Nachwuchssituation der Laufbahn des gehobenen 
fernmeldetechnischen Dienstes. Es ist nicht nur beim Fernmeldeamt 
Konstanz, sondern nahezu im gesamten Bereich der Deutschen Bundes- 
post nicht möglich, die zur Deckung des Personalbedarfs erforderliche 
Zahl von Nachwuchskräften des gehobenen fernmeldetechnischen Dien- 
stes zu gewinnen. 


75. Abgeordneter Erscheint es der Bundesregierung angesichts der 

Repnik hohen Arbeitslosigkeit nicht möglich, hier Abhil- 

(CDU/CSU) fe zu leisten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 22. März 

Als Nachwuchskräfte für die Laufbahn des gehobenen fernmeldetechni- 
schen Dienstes kommen entsprechend den in dieser Laufbahn wahrzu- 
nehmenden Aufgaben Diplomingenieure der Fachhochschulen mit dem 
Studium der Nachrichtentechnik oder anderer einschlägiger Studien- 
gänge in Betracht. 

Die Gewinnung der erforderlichen Nachwuchskräfte auf dem Arbeits- 
markt gestaltet sich für die Deutsche Bundespost in zunehmendem Maße 
schwieriger, weil auch die Privatindustrie vermehrt Ingenieure dieser Art 
einstellt und insbesondere die Jungingenieure dort zunächst erheblich 
besser bezahlt werden. Um hier Abhilfe zu schaffen, prüft die Bundesre- 
gierung auf Antrag des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewe- 
sen zur Zeit, ob besoldungsrechtliche Maßnahmen ergriffen werden 
sollen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


76. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kungen des harten Winters 1984/85 im Hinblick 
auf die Entwicklung der Heizkostenbelastung 
von wohngeldbeziehenden Haushalten und ein- 
kommensschwachen Mietern generell? 


77. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung Vorschläge und Maß- 
nahmen vorlegen, um auftretende Härten und 
übergroße Belastungen zu müdern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 15. März 

Das Wohngeld ist ein Zuschuß zu den reinen Wohnkosten. Aus dieser 
Zweckbestimmung folgt, daß vom individuellen Verbrauch abhängige 
Nebenkosten wie die Energiekosten beim Wohngeld keine Berücksichti- 
gung finden. Dies güt auch für Mehraufwendungen an Heizkosten 
infolge des kalten Winters 1984/85. 

Bei besonders einkommensschwachen Haushalten können die zusätzli- 
chen Belastungen allerdings zu Härten führen. Deshalb sieht das Sozial- 
hüferecht vor, daß solche Heizkosten im Rahmen der Sozialhilfe abge- 
deckt werden können. Weitere Maßnahmen der Bundesregierung sind 
nicht erforderlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


78. Abgeordneter 

Catenhusen 


(SPD) 


Um welche Art von Großprojekten handelt es 
sich im einzelnen bei dem von Dr. Rembser 
(Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie). im SPEKTRUM DER WISSENSCHAFT 3/ 
85 genannten neuen Forschungsreaktor in Mün- 
chen, Super-Computern und Pyramidenrech- 
nern und Hochstrom-Protonenbeschleuniger für 
die Mittelenergie-Physik? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 15. März 

Bei dem Forschungsreaktor in München handelt es sich um ein Großge- 
rät, das vorwiegend der Grundlagenforschung auf dem Gebiet der kon- 
densierten Materie (Festkörperforschung, Chemie, Biologie, Materialfor- 
schung) dienen soll. 

Bei dem Supercomputer (Pyramidenrechner ist ein früheres Synonym 
dafür) handelt es sich um ein Verbundprojekt zur Entwicklung eines 
Rechners, dessen innere Struktur optimal an besonders schnelle mathe- 
matische Verfahren zur Lösung numerischer Simulationsaufgaben in 
Forschung und Technik angepaßt ist. 

Für eine Reihe von Fragestellungen in der Elementarteüchenphysik wer- 
den Protonenbeschleuniger mit Energien von 20 GeV bis 30 GeV benö- 
tigt. Mit diesem Forschungsgebiet befaßt sich die sogenannte Mittelener- 
giephysik. Protonenbeschleuniger für diese Forschungen sind ringför- 
mige Anlagen mit 200 Meter bis 300 Meter Durchmesser und mit Proto- 
nenströmen, die in der erforderlichen Höhe nicht mit den bestehenden 
Anlagen der Hochenergiephysik erzeugt werden können. 

79. Abgeordneter In welchem Stadium der Vorbereitung befinden 

Catenhusen sich diese Projekte, und in welchen Verfahren 

(SPD) werden diese Großprojekte von seiten des Bun- 

desministeriums für Forschung und Technologie 
geprüft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 15. März 

Der Forschungsreaktor München ist ein Projekt der Technischen Univer- 
sität München. Dabei handelt es sich um einen Ausbau des bestehenden 
Forschungsreaktors in Garching bzw. -alternativ hierzu- um einen 
Neubau in der Nähe des bestehenden Forschungsreaktors. Die Planun- 
gen sind noch nicht abgeschlossen, das Projekt wurde vom Land Bayern 
für den „14. Rahmenplan für den Hochschulbau 1985 bis 1988" angemel- 
det, für den der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft zuständig 
ist. Der mit der Begutachtung befaßte Wissenschaftsrat hat empfohlen, 
eine Entscheidung über dieses Vorhaben zurückzustellen, bis die grund- 
legenden Fragen bezüglich des technischen Konzepts und der Finanzie- 
rung geklärt sind. 

Das Projekt Supercomputer ist im Stadium der Projekt-Definitionsphase 
unter Federführung der Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung, die seit Frühjahr 1984 läuft und kurz vor dem Abschluß steht. Das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie rechnet mit einem 
Antragspaket von einer Anzahl Hochschulinstitutionen, Großforschungs- 
einrichtungen und von einigen Computerherstellern mit einem Antrags- 
volumen um 100 Milhonen DM. Vor einer Förderentscheidung des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie wird das Antragspaket in 
einem ad hoc- Ausschuß von unabhängigen Sachverständigen beraten. 

Zu dem Protonenbeschleuniger für die Mittelemgiephysik gibt es noch 
keine konkreten Vorstellungen. Bisher sind Ideen und vorläufige Vorstel- 
lungen innerhalb der europäischen Wissenschaft z. B. in einem Sympo- 
sium Anfang 1984 in Freiburg — erörter worden. Offen ist z. Z., ob es in 
einigen Jahren zu einem von der europäischen Wissenschaft getragenen 
Projektvorschlag kommen wird und in welchem europäischen Land ein 
Standort vorgeschlagen wird. Eine Prüfung im Bundesministerium für 
Forschung und Technologie ist bei dieser Sachlage z. Z. weder möglich 
noch notwendig. 


Bonn, den 22. März 1985 
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